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Antrag:  A 1 1 

Antragsteller:   Juso-Landesvorstand 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Sozial. Gerecht. Innovativ. 4 

Landesarbeitsprogramm 2002-2004 5 

A. Grundlegendes 6 

Die Gesellschaft heute ist nicht von gestern! 7 

In den Neunzigerjahren ist die soziale Unsicherheit zur alles dominierenden 8 
Generationserfahrung geworden. Die relative soziale Sicherheit der 9 
Elterngeneration ist verloren gegangen. Um sich möglichst gut auf dem 10 
Arbeitsmarkt positionieren zu können, werden Jugendlichen immer früher 11 
Entscheidungen von immer größerer Tragweite für die eigene 12 
(Erwerbs)Biographie abverlangt. 13 

Wurde "Jugend" bisher als eine Phase verstanden, in der ausprobiert und 14 
experimentiert werden konnte, bedeutet "Jugend" heute vor allem, frühzeitig 15 
Verantwortung fürs eigene Leben zu übernehmen. Dabei geht es immer um 16 
das Gleiche: Sich selbst einen möglichst guten Einstieg in eine gesicherte 17 
und befriedigende Erwerbsperspektive zu verschaffen. Dabei geraten die 18 
Vorstellungen des Einzelnen von Selbstverwirklichung immer mehr im 19 
Widerspruch zur Verbesserung sprich Steigerung des eigenen Marktwertes! 20 

Somit ist auch aus dem Kampf um Selbstbestimmung, ein Kampf um 21 
Selbstbehauptung und schließlich um Selbstdurchsetzung geworden. Entlang 22 
dieses Kampfes zeichnet sich eine neue Spaltung unter Jugendlichen ab. Auf 23 
der einen Seite diejenigen, die sich gut gewappnet fühlen, hochmotiviert 24 
sind und die Kraft haben, auch Rückschläge einstecken zu können. Und auf 25 
der anderen Seite diejenigen, die ständig mit der Angst leben, dem 26 
Veränderungsdruck nicht gewachsen zu sein. Vor diesem Hintergrund 27 
verliert der klassische Sozialstaat der Nachkriegszeit an Legitimation. Von 28 
den agilen, flexiblen und selbstbewussten Jugendlichen wird er zunehmend 29 
als Fußfessel empfunden. Die Anderen machen die Erfahrung, dass der Staat 30 
in seiner bestehenden Form die nötigen Sicherheitsstandards nicht 31 
garantieren kann.  32 
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Der Kontakt mit den Institutionen des Sozialstaates wird als stigmatisierend 33 
empfunden. Eine Absicherung des Flexibilitätsrisikos findet nicht statt. 34 

Die Jusos als politischer Jugendverband stehen gerade deshalb mehr denn je 35 
in der Verantwortung, kompetente Problemlösungen für sämtliche 36 
gesellschaftspolitische Zukunftsfragen zu entwerfen. Orientiert an den 37 
wesentlichsten Fragen nach der Gestaltung des sozial-ökologischen Umbaus, 38 
der Zukunft von Arbeit, Bildung und Ausbildung sowie der Perspektive 39 
unserer Handlungsmöglichkeiten in den Bereichen des Antifaschismus oder 40 
der Gleichstellungspolitik müssen wir neue, politisierende 41 
Zugriffsmöglichkeiten zu Jugendlichen finden und gleichzeitig zu einem in 42 
der Öffentlichkeit wahrnehmbarem Forum für die Interessen, Probleme, 43 
Einstellungen, Ängste, Wünsche und Hoffnungen von Jugendlichen werden. 44 

Was wir haben und was uns fehlt – eine Bestandsaufnahme 45 

Das Ergebnis 46 

Die SPD Sachsen-Anhalt hat zur Landtagswahl am 21. April 2002 nur 19,9 47 
Prozent der Stimmen bekommen und damit eine schwere Niederlage 48 
erlitten. Im Parteienspektrum von Sachsen-Anhalt ist die SPD hinter CDU 49 
(37,3%) und PDS (20,3%) nur noch drittstärkste politische Kraft. Die 50 
Liberalen erreichten 13,3 Prozent der Stimmen und sind damit seit 1994 51 
wieder im Landtag vertreten. 52 

Politische Autisten werden nicht gewählt 53 

Die SPD in Sachsen-Anhalt ist selbstverschuldet im Reparaturbetrieb des 54 
Kapitalismus angekommen und hat sich von dem Ziel - die gesellschaftlichen 55 
Verhältnisse im Sinne des demokratischen Sozialismus verändern zu wollen 56 
–verabschiedet. Damit hat sich die SPD auch weitestgehend von einem Teil 57 
ihrer ursprünglichen Idee gelöst, so dass die sozialdemokratische Partei im 58 
Verlauf ihrer Regierungszeit an eigenem Profil verloren hat und 59 
weitestgehend als konturlos wahrgenommen wird. Innerparteiliche 60 
Grabenkämpfe auf selbst kreierten Nebenkriegsschauplätzen hielten die SPD 61 
von der Diskussion und Lösung der eigentlichen Probleme ab und 62 
zementierten den Erhalt des Status Quo in der Partei, welcher erst durch den 63 
„externen Schock“ des Wahlergebnisses aufgebrochen wurde.  64 

Der Sozialdemokratie in Sachsen-Anhalt ist es nicht gelungen, Ideen und 65 
Visionen für ein gesellschaftliches Projekt zu entwerfen. Sie ist als politische 66 
Kraft im Land zum Autisten geworden! 67 
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Die SPD hat keinen Generationenkonflikt, sie hat ein 68 
Generationenproblem. 69 

Ohne die Ursachen zu hinterfragen, reduziert sich die öffentliche 70 
Wahrnehmung auf das allgemein vorherrschende Problem der 71 
Politikverdrossenheit gerade gegenüber der jungen Generation von 72 
potentiellen Wählerinnen und Wählern. Politikverdrossenheit war und ist 73 
jedoch kein Problem, das sich allein auf Jugendliche reduzieren lässt. 74 
Tendenziell sinkt in sämtlichen Alters- und Bevölkerungsschichten die 75 
Bereitschaft, Wahlentscheidungen wahrzunehmen und der Hang zur 76 
Inszenierung von Politik steigt. 77 

Jedoch gerade die Frage nach der Zukunft der Sozialdemokratie und ihrer 78 
inhaltlichen Ausrichtung bedingt die Auseinandersetzung mit der Problematik 79 
fehlender, engagierter Generationen in und außerhalb unserer Partei.  80 

Gerade deshalb werden der Bestand und die Mehrheitsfähigkeit der 81 
Sozialdemokratie in Zukunft von einer Strategie zur Nachwuchsförderung 82 
abhängig sein. Insbesondere dem Mitgliederdefizit bei jungen Frauen muss 83 
durch uns sowie durch die SPD, als eine vielfältige bzw. ausstrahlungsfähige 84 
Partei entgegengewirkt werden. 85 

Junge Menschen an der Politik in sämtlichen Entscheidungsebenen zu 86 
beteiligen, muss deshalb zu einer zentralen Forderung der Jusos erhoben 87 
werden.  Nur dadurch sichern wir den Fortbestand eines 88 
sozialdemokratischen Profils in Sachsen Anhalt.  89 

Wir müssen jungen Menschen Perspektiven für ihr zukünftiges Leben 90 
aufzeigen. Gleichzeitig müssen wir Alternativen zur Politik der derzeitigen 91 
Landesregierung aus CDU und FDP bieten. Dabei darf aber nicht übersehen 92 
werden, dass wir auch in Konkurrenz zu linken Parteien wie der PDS und den 93 
Grünen stehen. 94 

Solidarität ist doch selbstverständlich – oder nicht? 95 

Eine Gesellschaft ohne Solidarität ist für die Jusos nicht vorstellbar. Für uns 96 
gehört die Solidarität zu den Kernbestandteilen einer sozialdemokratischen 97 
Gesinnung bzw. Gesellschaft - und diese besagt nichts anderes als die 98 
Verpflichtung eines jeden (!), für alle anderen - also die Gesellschaft - mit 99 
einzustehen. Wir Jungsozialisten setzen uns für eine Gesellschaft der 100 
Selbstbestimmung in Solidarität ein. 101 
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Wir Jusos Sachsen-Anhalt vertreten die Auffassung, dass gesellschaftliche 102 
und private Eigentumsformen nicht abstrakt als Gegensätze betrachtet 103 
werden dürfen, sondern das beide Eigentumsformen effektiv und sinnvoll im 104 
Rahmen einer ökologisch und sozial regulierten Ökonomie miteinander 105 
kombiniert werden müssen. 106 

Wir Jusos Sachsen-Anhalt wünschen uns eine gerechtere Verteilung des 107 
Reichtums zwischen den Menschen nicht nur in Deutschland sondern vor 108 
allem auf der gesamten Welt. Prioritäres Ziel muss es sein die Kluft zwischen 109 
dem wohlhabenden Norden und dem verarmten Süden zu überwinden. 110 

Als politische Gegenkraft ergreifen wir Partei für die Unterprivilegierten. 111 
Nach unserem Sozialstaatsverständnis muss jedes Mitglied der Gesellschaft: 112 

• herkunfts- und geschlechtsunabhängig mit Aussicht auf Erfolg nach 113 
jedem in dieser Gesellschaft als legitim geltenden Ziel streben können. 114 

• von jeder Position her gesellschaftliche Mitgestaltungsmöglichkeiten 115 
wahrnehmen können. 116 

• einer sinnstiftenden Arbeit, die die eigenen Perspektiven absichert, 117 
nachgehen können. 118 

Unsere Gesellschaft steht an einem Scheideweg. Globalisierung auf der 119 
einen und Individualisierung auf der anderen Seite haben sie entscheidend 120 
verändert. 121 

Aber kann es Individualität und persönliche Freiheit nicht in einer durch 122 
Solidarität verbundenen Gesellschaft geben? 123 

Unsere Sicht der Welt 124 

Die wirtschaftliche Globalisierung entfremdet die Menschen von der 125 
Wirtschaft und den politischen Institutionen - von den nationalen, weil deren 126 
politische Halbwertzeit zu kurz, und von den internationalen, weil sie zu lang 127 
ist. Globalisierung trennt Stakeholder von Unternehmen, Unternehmen von 128 
Gesellschaften, Institutionen von Menschen. Wenn dennoch Regierungen den 129 
wenigen "Global Players" ihre Wünsche von den Augen ablesen und diesen 130 
Wünschen all ihre eigenen "politischen" Bedürfnisse unterordnen, dann 131 
spekulieren sie mit dieser Unterwürfigkeit darauf, dass möglichst viele 132 
Brotsamen für ihre Länder übrig bleiben. Damit setzen sie auf 133 
Standortfaktoren - die jedoch gerade durch die globalwirtschaftliche 134 
Liberalisierung einer wachsenden Erosionsgefahr ausgesetzt sind. 135 
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International operierende Konzerne wurden zu Staaten im Staat, zu 136 
undurchsichtigen Machtkomplexen. Hierzu gibt es zahlreiche Analysen über 137 
die politisch-industriellen Komplexe im Bereich der Rüstungsproduktion.  138 

Klarer Blick nach vorn 139 

Unsere Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner sind die jungen 140 
Menschen in Sachsen-Anhalt. Unsere Aufgabe ist es, uns mit den Problemen, 141 
Ängsten und Vorstellungen junger Menschen auseinanderzusetzen, für sie 142 
Ansprechpartner in der Politik auf kommunaler und Landesebene zu sein. Als 143 
politisch aktive junge Menschen müssen wir für politisches Engagement 144 
werben. Wir müssen Politik in eine für junge Menschen verständliche 145 
Sprache übersetzen.  146 

Unser Ziel ist es, inhaltliche Debatten auf hohem Niveau zu führen. Daher 147 
schulen wir junge Menschen für inhaltliches und methodisches Arbeiten.  148 

Es geht darum, kritisch zu sein und gesellschaftliche Entwicklungen mit 149 
klarer visionärer Zielsetzung entscheidend mitzubestimmen. Klar muss aber 150 
sein, dass wir diese Veränderungen gemeinsam mit den betroffenen 151 
Menschen vornehmen müssen, dass wir um eine Mehrheit für die 152 
gesellschaftlichen Veränderungen kämpfen müssen und dass wir 153 
Veränderungen nur schrittweise ausgehend von gesellschaftlichen Realitäten 154 
vornehmen können.  155 

Inhaltlich repräsentiert der Verband mittlerweile eine gewaltige Breite. 156 
Gerade aus dieser Vielfalt können wir gewinnen. Daher nehmen wir Abstand 157 
von der klassischen Ausgrenzungsstrategie, die nur eine (von wem auch 158 
immer bestimmte) inhaltliche Richtung akzeptiert. Dogmatisches Denken 159 
blockiert uns in unserer eigenen Kraft und wir verlieren den Blick für die 160 
Anforderungen der Jugend an unsere Politik. Wir müssen daher als Jusos das 161 
Ziel formulieren, Mehrheiten in der jungen Generation für unsere Politik zu 162 
finden. 163 

Ein Landesverband ist nur so stark wie seine Arbeitsgemeinschaften und 164 
Kreisverbände vor Ort. Deshalb müssen wir die Prioritäten der Arbeit des 165 
Landesverbands verschieben. Die Schulung und die Qualifizierung unserer 166 
Mitglieder und die Ausrichtung zentraler öffentlicher Veranstaltungen 167 
müssen einen größeren Raum einnehmen. Aufgrund der 168 
zusammenschmelzenden Mitgliederzahlen sind regionale Kooperationen zu 169 
befürworten und zu fördern. Insgesamt wird der Landesverband mehr und 170 
mehr die Rolle eines Dienstleisters für die unteren Ebenen einnehmen. 171 
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Die inhaltliche Bandbreite, die innerhalb eines Arbeitsjahres von der 172 
Landesebene bearbeitet wird, muss reduziert werden. Die klassische 173 
Projektbereichsstruktur wird verschlankt und um Projektarbeit ergänzt. 174 

Wir wollen mehr Freiräume schaffen, um auf aktuelle Ereignisse besser 175 
reagieren zu können. 176 

Agieren jenseits von mehreren tausend Mitgliedern 177 

Ohne näher die Ursachen zu beleuchten, lehren uns fast 13 Jahre Juso-178 
Arbeit in Sachsen-Anhalt, dass wir uns von der Vorstellung verabschieden 179 
sollten, jemals ein Verband mit mehreren tausend Mitgliedern zu sein. 180 
Deshalb sollten wir unsere politische Gewichtung nicht primär aus der Anzahl 181 
unserer Mitglieder ableiten, sondern vielmehr aus der Qualität und 182 
Bedeutung unseres zukünftigen Handelns. 183 

Dabei bleibt für uns selbstverständlich, Jugendliche an eine Mitgliedschaft in 184 
der SPD heranzuführen und die Möglichkeit zur Juso-Mitgliedschaft offensiv 185 
zu nutzen. Deshalb streben wir weiter ein öffentliches Erscheinungsbild als 186 
offene, kritische, unverkrampfte Jugendorganisation der SPD an. 187 

Die Ambitionen von Jugendlichen, sich durch eine Mitgliedschaft an politische 188 
Organisation zu binden, sind eher gering. Dieser Tatsache steht jedoch die 189 
Bereitschaft vieler Jugendlicher gegenüber, sich politisch für eine Sache 190 
jenseits der Mitgliedschaft einer politischen Organisation zu engagieren. 191 
Hieraus folgt, dass nicht die Einbindung in unseren Verband vorrangiges Ziel 192 
unserer Ansprache sein muss, sondern ihre Mobilisierung zur Mitarbeit an 193 
konkreten Projekten. Hieraus entwickeln sich Bindungen, die auch zu einer 194 
Mitgliedschaft in unserem Verband sowie der SPD führen können.  195 

B. Die inhaltliche Arbeit der Zukunft 196 

Eine Neustrukturierung des Verbandes soll folgende 197 
Arbeitsschwerpunkte haben: 198 

1. Neuausrichtung der thematischen Schwerpunkte, 199 
2. Verbesserung des Einflusses auf die Mutterpartei, 200 
3. Gewinnen neuer Mitglieder und Sympathisanten sowie Re- 201 

Aktivierung junger SPD- und Juso-Mitglieder, 202 
4. Verbesserung der innerverbandlichen Kommunikation und der 203 

Öffentlichkeitsarbeit 204 

 205 
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1. Neuausrichtung der thematischen Schwerpunkte 206 

Junge Menschen sind nach wie vor bereit, sich politisch zu engagieren. Sie 207 
knüpfen diese Bereitschaft jedoch an die Erwartung, in ihren politischen 208 
Bemühungen auch Erfolge zu sehen. Sie möchten die Erfolge ihrer eigenen 209 
Politik erfahren. 210 

Juso-Politik hat sich an diesem Bedürfnis in der Vergangenheit zu wenig 211 
orientiert. Viel zu oft werden theoretisierende Debatten um abstrakte 212 
Themen geführt. Viel zu oft werden in mühevoller Kleinarbeit Positionen 213 
entwickelt, ohne die realistische Chance, zuweilen gar ohne den Anspruch, 214 
jemals ein konkretes politisches Projekt damit zu gestalten. 215 

Politik macht der breiten Masse nur dann Spaß, wenn eigene politische 216 
Projekte entwickelt und anschließend auch umgesetzt werden können. Sie 217 
befriedigt nur dann, wenn zeitnah zur Entwicklung der Projekte auch 218 
Ergebnisse sichtbar werden. 219 

Unsere Arbeitsschwerpunkte müssen daher so gewählt werden, dass sie 220 
diesen Erwartungen standhalten können. 221 

Projekt „Sachsen-Anhalt in der globalisierten Welt“ 222 

Die Projektarbeit des Landesverbandes beschränkt sich grundsätzlich auf 223 
das Projekt „Sachsen-Anhalt in der globalisierten Welt“. Das Gesamtprojekt 224 
unterteilt sich in die zwei Arbeitsgruppen 225 

a) Wirtschaft und Soziales 226 
b) Umwelt, Verkehr und Energie 227 

Aufgrund der gegenwärtig geringeren Zahl an Aktiven auf Landesebene 228 
können nur zu wenigen Politikthemen Projektgruppen angeboten werden. 229 
Eine Beschränkung auf wenige Themen ist auch die Voraussetzung dafür, 230 
dass eine intensive und effektive Arbeit möglich ist. 231 

Um die Flexibilität der Arbeit in den nächsten zwei Jahren zu gewährleisten, 232 
ist die Einrichtung temporärer Arbeitsgruppen möglich, wenn mindestens 233 
zehn Jusos die Bereitschaft zur Mitarbeit erklären. Die temporären 234 
Arbeitsgruppen werden von einem Projektleiter koordiniert, welchen diese 235 
aus den eigenen Reihen bestimmen. 236 

Der Ablauf der Projektarbeit sollte dem folgenden Muster entsprechen: 237 
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• Offenes Forum mit ExpertInnen: Thema wird umrissen 238 
• Diskussion der verschiedenen Fragestellungen auf Projektseminar 239 

(eintägig oder mehrtägig) 240 
• Festhalten der Ergebnisse 241 
• Verwertung der Ergebnisse 242 

Thematische Ausgestaltung und Ablauf der Projektarbeit soll jeweils von der 243 
Projektgruppe selbst bestimmt werden. Entscheidend ist, dass am Ende 244 
verwertbare Ergebnisse vorliegen. 245 

Initiative Kommunal- und Europawahl 2004 246 

In der Kommunalpolitik wird über die Probleme vor Ort entschieden. 247 
Kommunalpolitische Entscheidungen haben für die Menschen, die wir 248 
vertreten wollen, unmittelbare Auswirkungen. Vor Ort kann konkret gestaltet 249 
und direkt Einfluss genommen werden. Sei es, dass es um die 250 
Öffnungszeiten einer Jugendfreizeiteinrichtung, die Verbesserung der 251 
Verkehrssituation für Fußgänger oder die Einrichtung eines Spielplatzes 252 
geht. Für kommunalpolitische Themen ist das Mobilisierungspotential höher 253 
als für allgemeinpolitische Fragestellungen.  254 

Durch die Vernetzung der kommunalpolitisch aktiven Jusos bzw. der 255 
zukünftig kommunalpolitisch aktiven Jusos können wir die Chance 256 
Entscheidungen vor Ort zu beeinflussen, noch besser nutzen. 257 

Um einen möglichst großen Anteil von Jusos in die Gemeinderäte, Stadträte 258 
und Kreistage zu bekommen, richten die Jusos Sachsen-Anhalt eine 259 
Bildungsakademie ein, wodurch die Chancen von interessierten Jusos, bei 260 
der Kommunalwahl gewählt zu werden, wesentlich verbessert werden sollen. 261 

Arbeitsgruppe »Jugend in die Parlamente« [Bildungsakademie] 262 

Die SPD Sachsen-Anhalt besitzt zur Zeit kein Konzept, wie junge Mitglieder 263 
und Sympathisanten zu qualifizieren und zu fördern sind. Vorstöße in diese 264 
Richtung waren meist spontan und damit dauerhaft ineffektiv. 265 

Die Idee der Bildungsakademie will dies ändern und ist ein erster Schritt zur 266 
konkreten Untersetzung des Bernburger Jugendantrags, denn wenn die 267 
Partei überleben will, bedarf es der Entwicklung einer Strategie zur 268 
Mitgliedergewinnung und Nachwuchsbildung. 269 

Zur Idee: 60 Jusos werden im Rahmen von hochwertigen 270 
Bildungsveranstaltungen - die den Charakter von Schulungen haben - auf 271 
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ihre Kandidaturen für die nächste Kommunalwahl 2004 vorbereitet. Sie 272 
erhalten nach Abschluss der Bildungsreihe ein Zertifikat. 273 

Wenn die »Massenkandidaturen« von Jusos erfolgreich sind, bekommen wir 274 
ein enormes politisches Aktionsfeld vor Ort.  275 

Eine enge Zusammenarbeit mit der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für 276 
Kommunalpolitik (SGK e.V.) sowie der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) wird 277 
angestrebt. 278 

2. Verbesserung des Einflusses auf die SPD 279 

Das Verhältnis der Jusos zur Mutterpartei ist auf den verschiedenen Ebenen 280 
und in den Regionen sehr unterschiedlich. Fest steht, dass sich weder die 281 
Partei noch der Juso-Landesverband zukünftig eine Parallelarbeit unabhängig 282 
voneinander leisten können. In Zukunft kommt es darauf mehr als zuvor an, 283 
ein kritisches aber konstruktives Verhältnis zur SPD aufzubauen. Das 284 
bedeutet z.B. Projekte und Kampagnen gemeinsam durchzuführen. Der 285 
Informationsfluss und die damit zusammenhängende oder sich daraus 286 
ergebende Zusammenarbeit des Juso-Landesverbandes mit der SPD-287 
Landtagsfraktion, dem SPD-Landesverband und den AG sowie 288 
Fachausschüssen wollen wir deshalb deutlich verbessern. Nur so wird es 289 
möglich sein unsere Positionen über die Partei in der Opposition 290 
weiterzutragen. Ziel ist es, dem Juso-Landesverband und damit auch der 291 
SPD ein klares Profil in diesem Land zu geben.  292 

Die bereits 1996 beschlossene Quote von 10 % jungen Leuten in den 293 
Gremien der Partei sowie den Fraktionen darf keine Floskel bleiben. Wir 294 
werden den notwendigen Druck machen um die Quote als bindend 295 
umzusetzen. Die Partei bracht neue Ideen und engagierte Leute um aus dem 296 
Tal der Tränen nach der verlorenen Landtagswahl wieder hinauszufinden. 297 
Hierzu bedarf es auch einer Öffnung des Landesverbandes der Jusos und der 298 
Partei für engagierte Jugendliche und Bürgerinnen. Zuschauen, Dabeisein 299 
und Mitmachen. Wir werden für mehr Transparenz der Politik unserer Partei 300 
sorgen. Nur eine „gläserne“ Politik die nachvollziehbar und durchschaubar ist 301 
kann Interesse und Verständnis wecken. Deshalb werden die Jusos verstärkt 302 
die Partei dazu auffordern, politische Forderungen und Entscheidungen 303 
öffentlich zu machen. Die Partei darf dabei vor einer Politik in und mit der 304 
Öffentlichkeit nicht zurückschrecken.  305 

Die Jusos und die SPD in diesem Lande vereint ein großes Problem: die 306 
rückläufige Mitgliederentwicklung. Hier ist gemeinsames Handeln gefragt! 307 
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3. Gewinnen neuer Mitglieder und Sympathisanten sowie Re- 308 
Aktivierung junger SPD- und Juso-Mitglieder 309 

Um neue Mitglieder für die Jusos und die SPD zu begeistern wird ein 310 
Arbeitskreis „Mitarbeit“ ins Leben gerufen. Dieser Arbeitskreis kümmert sich 311 
neben der Neumitgliederwerbung auch um die Unterstützung der 312 
Kreisverbände. Unabdingbar ist dabei die Zusammenarbeit mit den SPD-313 
Kreisverbänden und die Unterbreitung von interessenspezifischen Angeboten 314 
vor Ort. 315 

Die Entwicklung eines regionsbezogenen Konzeptes zur 316 
Mitgliederentwicklung und -betreuung kann dabei ein erster Schritt auf dem 317 
Weg sein, die Mitwirkungsmöglichkeiten bei den Jusos Sachsen-Anhalt aktiv 318 
zu vermarkten und Aktivitätspotentiale der jungen SPD- und Juso-Mitglieder 319 
zu erkennen. Dabei sollen zielgerichtet geplante persönliche Kontakte und 320 
Informationen über die Beteiligungsmöglichkeiten im Vordergrund stehen. 321 

Weiterhin wird sich der Arbeitskreis „Mitarbeit“ zukünftig intensiv in die AG 322 
Mitgliederwerbung des SPD-Landesvorstandes einbringen und die 323 
Mitgliederinitiative 2003 inhaltlich und personell massiv unterstützen. Hierbei 324 
gilt jedoch: Mitgliederwerbung kann nie losgelöst als eigenständiges 325 
Aktionsfeld betrachtet werden. 326 

Für den Aufbau neuer Strukturen und aktiver Entwicklung von 327 
Neumitgliederwerbung, Mitgliederentwicklung und -betreuung wird die 328 
Einstellung eines Mitarbeiters beim SPD-Landesvorstand beantragt. 329 

4. Verbesserung der innerverbandlichen Kommunikation und der 330 
Öffentlichkeitsarbeit 331 

Arbeitskreis Aktuelles 332 

Um  tagespolitische Intervention wieder zu erreichen, brauchen wir ein 333 
schlagfertiges und deshalb bewusst kleingehaltenes Instrument.  334 

Ein Arbeitskreis Aktuelles (AK) wird deshalb unter der Koordination des 335 
Landesvorsitzenden die Aufgabe haben, die Ergebnisse unserer 336 
Arbeitsgruppen und Initiativen und natürlich auch die alten Beschlusslagen 337 
von früheren Landesdelegiertenkonferenzen zu präsentieren und die Presse- 338 
und Öffentlichkeitsarbeit des Landesvorstandes im Rahmen aktueller 339 
politischer Debatten zu unterstützen. 340 

 341 
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Printmedien: 342 

a) Die (Juso)-Zeitung »Eierwurf« 343 

Die Juso-Zeitung »Eierwurf« versteht sich als überregionales Forum, 344 
Öffentlichkeits- und Werbemittel des Landesverbandes, in dem sich die 345 
unterschiedlichen politischen Auffassungen des Verbandes widerspiegeln. Die 346 
Verbandszeitung soll auch für Gastbeiträge von befreundeten Organisationen 347 
offen stehen. 348 

Der Landesvorstand richtet eine Eierwurf-Redaktion ein.  349 

Sie entwickelt im Einvernehmen mit dem Landesvorstand und 350 
Landesausschuss ein Konzept und ein Layout für die Verbandszeitung 351 
»Eierwurf«. Dabei wird eine enge Zusammenarbeit mit der Freien 352 
Jugendpresse Sachsen-Anhalt (FJP e.V.) angestrebt. 353 

Die Mitglieder der Redaktion werden zu Beginn ihrer Tätigkeit als Redakteure 354 
geschult und erhalten über die FJP einen Presseausweis. 355 

Die Kosten, die den Mitgliedern der Redaktion aus der Wahrnehmung ihrer 356 
Aufgaben entstehen, werden ihnen vom Landesverband erstattet. Das 357 
Nähere regelt der Landesvorstand durch eine Richtlinie und durch Absprache 358 
mit dem Chefredakteur. 359 

Die Redaktion arbeitet inhaltlich auf der Basis der sozialdemokratischen 360 
Idee. Da der Vorstand als Herausgeber auftritt, trägt er auch ein gewisses 361 
Maß an inhaltlicher Verantwortung. Daher stimmt die Redaktion ihre Arbeit 362 
mit dem Vorstand ab, welcher ansonsten eine relativ autonome Arbeitsweise 363 
der Redaktion gewährleistet. 364 

Der »Eierwurf« wird zum Download auf die Homepage des Landesverbandes 365 
gestellt. 366 

Elektronische Medien: 367 

b) Jusos online: Immer für euch da. 368 

Der Landesvorstand beruft einen Web-Designer für die eigenständige 369 
Homepage des Landesverbandes. Der Web-Designer hat folgende Aufgaben: 370 

Er pflegt regelmäßig den Internetauftritt des Landesverbandes. 371 
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Er überarbeitet den Internetauftritt des Landesverbandes in enger 372 
Abstimmung mit dem Landesvorstand. Der Web-Designer arbeitet dabei 373 
inhaltlich auf der Basis der sozialdemokratischen Idee. Gestalterisch ist er 374 
dabei weitestgehend autonom tätig, inhaltliche Änderungen koordiniert er 375 
mit dem Landesvorstand, der auch die inhaltliche Verantwortung für die 376 
Seite trägt. 377 

Eine inhaltliche Zusammenarbeit mit der Redaktion des „Eierwurfs“ ist 378 
wünschenswert, um Synergie-Effekte zu erzielen. 379 

Auf der Webseite besteht für die Besucher die Möglichkeit, sich im Forum 380 
und Gästebuch zu äußern. Beträge, die inhaltlich nicht mit den Gesetzen 381 
vereinbar sind, dürfen vom Webmaster gelöscht werden. Davon wird der 382 
Landesvorstand unverzüglich informiert. 383 

Um die Seite ständig aktuell halten zu können, wird der Webmaster vom 384 
Vorstand bzw. AK Aktuelles über aktuelle Entwicklungen bzw. 385 
Pressemitteilungen möglichst vor deren Veröffentlichung informiert. 386 

Die Kosten, die dem Intern Web-Designer aus der Wahrnehmung seines 387 
Auftrages entstehen, werden ihm vom Landesverband erstattet. Das Nähere 388 
regelt der Landesvorstand in einer Richtlinie und in Absprache mit dem Web-389 
Designer. 390 

C. Offene Strukturen für einen linken Landesverband 391 

Der Landesverband muss ein Vor-Ort-Verband sein 392 

Der Landesverband ist auf funktionierende Stadt- und Kreisverbände 393 
angewiesen. Vor dem Hintergrund dieser Tatsache muss der Landesverband 394 
in seiner Arbeit (kommunale Ebene) ein »Vor-Ort-Verband« sein. 395 

Ein mögliches Potential, die Arbeit der Untergliederungen zu verbessern, 396 
liegt in der Zusammenarbeit benachbarter Stadt- und Kreisverbände. 397 
Vorstellbar sind Seminare zur Ideenentwicklung und Motivationsförderung 398 
der Mitglieder, gemeinsame Aktionen, Einbindung aller Gliederungen ins 399 
Internet und die Vernetzung von Diskussionsprozessen. 400 

Landesvorstand 401 

Der Landesvorstand der AG der Jusos in der SPD ist verantwortlich für die 402 
Umsetzung der Beschlüsse der Landesdelegiertenkonferenzen. Er koordiniert 403 
und organisiert den Landesverband, beschließt über politische 404 
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Angelegenheiten, positioniert sich gegenüber der SPD und berät die Stadt 405 
und Kreisverbände der Jusos. 406 

Im wesentlichen obliegt dem/der Landesvorsitzenden in Verbindung mit dem 407 
Arbeitskreis Aktuelles die Wahrnehmung der Presse und 408 
Öffentlichkeitsarbeit. Jedoch können die Stellvertreter/innen, bzw. die Leiter 409 
der Arbeitsgruppen im Rahmen ihres Arbeitsfeldes, zu Zwecken der 410 
Selbstdarstellung der Arbeitsgruppe oder nach Vorlage und Kenntnissetzung 411 
des Landesvorstandes, eigene Maßnahmen zur Durchführung öffentlicher 412 
Darstellung wahrnehmen. 413 

Die Zusammensetzung und weiteren Aufgaben des Landesvorstandes regeln 414 
die Richtlinien der Jusos Sachsen-Anhalt. 415 

Landesausschuss 416 

Der Landesausschuss als höchstes beschlussfassendes Organ zwischen den 417 
Landesdelegiertenkonferenzen, vertritt die Interessen der Stadt-, Kreis- und 418 
Regionalverbände. Es kontrolliert und korrigiert (ggf.) die Beschlüsse des 419 
Landesvorstandes und versteht sich selbst als eine Plattform zum Zwecke 420 
des Austausches von Informationen.  421 

Bezüglich der Erstellung eines neuen Grundsatzprogramms innerhalb der 422 
SPD koordiniert er im Landesverband die Aufklärung über den 423 
gegenwärtigen Stand der Debatte und unterstützt die Untergliederung bei 424 
der Erarbeitung eigener Ansprüche. Zusätzlich sind sämtliche Mitglieder des 425 
Landesvorstandes als Gäste zu den Sitzungen zu laden. Die 426 
Zusammensetzung und weiteren Aufgaben des Landesausschuss regeln die 427 
Richtlinien der Jusos Sachsen Anhalt.     428 

Die Hochschulgruppen der Jusos  429 

Zukunftsorientierte linke Politik an den Schulen und Hochschulen hat nur 430 
dann eine Chance, wenn es Menschen gibt, die sie entwickeln und umsetzen 431 
wollen. Daher ist das Engagement der Hochschulgruppen eine 432 
Grundvoraussetzung, junge Menschen an ihrem direkten Lehr- und 433 
Lebensumfeld für die Auseinandersetzung  in politischen Prozessen zu 434 
motivieren, ihnen eigene Positionen und Ansprechpartner vorzustellen sowie 435 
neue Mitglieder und Sympathisanten zu gewinnen. 436 

Die Hochschulgruppen entsenden einen Vertreter in den Landesvorstand. 437 
Der Vertreter der Hochschulgruppen der Jusos nimmt mit beratender 438 
Stimme an den Sitzungen des Landesvorstandes teil und hat Antrags- und 439 



Sozial. Gerecht. Innovativ. 
Landesdelegiertenkonferenz der Jungsozialisten Sachsen­Anhalt 

19./20. Oktober 2002 
Gerhart­Hauptmann­Gymnasium Wernigerode 

 
 

14 

Rederecht. Dahingehend müssen gerade die bestehenden Hochschulgruppen 440 
stabilisiert und weitere aufgebaut werden. 441 

Die Hochschulgruppen der Jusos sind in ihrer Arbeitsweise autonom. 442 

Die SchülerInnengruppe der Jusos 443 

Der Regierungswechsel in Sachsen-Anhalt zu »schwarz/gelb« hat 444 
Auswirkungen auf zukünftige Entscheidungen im Landtag, welche die 445 
Ausgestaltung der äußeren und inneren Schulreform betreffen. Die Juso-446 
SchülerInnen stehen deshalb besonders in der Verantwortung, die 447 
Interessen der SchülerInnen zu formulieren und deren Umsetzung mit Hilfe 448 
der SPD gegenüber der christlich/liberalen Landesregierung einzufordern. 449 

Aus ihrer Mitte wählt die SchülerInnengruppe der Jusos einen Vorsitzenden. 450 
Der Vorsitzende der SchülerInnengruppe der Jusos nimmt mit beratender 451 
Stimme an den Sitzungen des Landesvorstandes teil und hat Antrags- und 452 
Rederecht. 453 

Die SchülerInnengruppe der Jusos ist in Ihrer Arbeitsweise halbautonom. 454 

Landesbüro  455 

Das Landesbüro ist die Anlaufstelle aller Jusos in Sachsen-Anhalt. Es ist 456 
gleichermaßen Informationsbörse, Materialausgabe, Organisations- und 457 
Pressestelle. Die wichtigste Aufgabe der Landesgeschäftsführung der Jusos 458 
ist die politische Bildung im Rahmen des Landesverbandes. 459 

 460 

Notizen während der Debatte: 461 

 462 

 463 

 464 

 465 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  466 

Weitergeleitet an:__________ 467 
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Antrag:  B 1 1 

Antragsteller:   SV Magdeburg 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Erste-Hilfe-Unterricht an Schulen 4 

Wir fordern die Durchführung eines verpflichtenden Erste-Hilfe-Lehrgangs an 5 
allen allgemeinbildenden Schulen. Die Durchführung wird in Zusammen-6 
arbeit mit den am Rettungsdienst beteiligten Hilfsorganisationen entwickelt. 7 
Den Hilfsorganisationen werden ihre Sach- und Personalkosten erstattet. 8 

Begründung: 9 

Zum einen ist für die Schüler ein konkreter Nutzen vorhanden, da für die 10 
Führerscheinprüfung ein Nachweis über einen Erste-Hilfe-Lehrgang 11 
erforderlich ist. Zum anderen, und das ist der entscheidende Punkt, ist es 12 
bewiesen, dass viele Leben gerettet werden könnten, wenn das Wissen um 13 
Ersthelfer-Maßnahmen in der Bevölkerung weiter verbreitet wäre. 14 

 15 

Notizen während der Debatte: 16 

 17 

 18 

 19 

 20 

 21 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  22 

Weitergeleitet an:__________ 23 
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Antrag:  E 1 1 

Antragsteller:   Ulrich Stockmann, MdEP über Juso-Landesvorstand 2 

Zur Weiterleitung an den SPD-Landesparteitag: 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Daseinsvorsorge 5 

Die SPD Sachsen-Anhalt fordert die CDU/FDP-Landesregierung auf, 6 
unkontrollierte Privatisierungs- und Deregulierungstendenzen bei der 7 
Bereitstellung von Diensten von öffentlichem Interesse bzw. öffentlichen 8 
Dienstleistungen (Daseinsvorsorge) zu vermeiden. Die sozialdemokratische 9 
Landtagsfraktion und der SPD-Landesvorstand werden im Rahmen 10 
konstruktiver Oppositionspolitik die Politik der Landesregierung in Bezug auf 11 
die künftige Organisation von Daseinsvorsorgeleistungen verfolgen und ggf. 12 
attackieren, wenn die Gefahr besteht, dass Leistungen der Daseinsvorsorge 13 
den Bedürfnissen der Menschen in unserem Land nicht mehr gerecht 14 
werden. 15 

Begründung: 16 

Die Leistungen der Daseinsvorsorge sind für unsere Gesellschaft 17 
unverzichtbar. Viele dieser Leistungen sind bislang öffentlich-rechtlich 18 
organisiert, müssen sich jedoch in Zukunft mehr Wettbewerb stellen. Wir 19 
müssen daher den Mut haben, die gesamte öffentliche Daseinsvorsorge im 20 
Hinblick auf ihre Leistungsfähigkeit, Kundenorientierung und 21 
Wirtschaftlichkeit auf den Prüfstand zu stellen und in manchen Bereichen der 22 
Daseinsvorsorge einen kontrollierten Wettbewerb einzuführen. So können 23 
unsere Kommunen politische Gestaltungs- und Handlungskompetenz zurück 24 
gewinnen. Die Kommerzialisierung aller Lebensbereiche lehnen wir jedoch 25 
entschieden ab, da unterschiedliche Bereiche der Daseinsvorsorge auch 26 
unterschiedlich behandelt werden müssen. Qualität, Zugänglichkeit und 27 
Verfügbarkeit der Daseinsvorsorgeleistungen dürfen ebenso wenig in Frage 28 
gestellt werden wie das Recht auf kommunale Selbstverwaltung. 29 

Die sog. Leistungen der Daseinsvorsorge - z.B. Wasser- und 30 
Energieversorgung, ÖPNV, Abfallbeseitigung, soziale und kulturelle Dienste - 31 
betreffen das Leben jeden einzelnen von uns. Sie sind unverzichtbar, denn 32 
sie gewährleisten den Zugang zu lebenswichtigen Diensten, sie ermöglichen 33 
die Teilhabe am öffentlichen und gesellschaftlichen Leben und sind für die 34 
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Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft unerlässlich. In Zukunft 35 
werden wir uns auf mehr Wettbewerb im Bereich der Daseinsvorsorge 36 
einstellen müssen. Unsere Aufgabe als Sozialdemokraten ist es, diese 37 
Veränderungen aktiv zum Wohl der Bürger zu gestalten. Wir dürfen diese 38 
Veränderungen nicht Marktliberalen überlassen, die den Wettbewerb als 39 
Allheilmittel preisen. Wo Leistungen durch den Markt besser erfüllt werden 40 
können, sollten wir uns seiner auch bedienen. Wir dürfen den Markt jedoch 41 
nicht herrschen lassen. Wettbewerb und Liberalisierung sind nicht 42 
Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck. Deshalb darf Wettbewerb im 43 
Bereich der Daseinsvorsorge nur ein kontrollierter Wettbewerb sein, der die 44 
kommunale Selbstverwaltung nicht aushöhlt und der ihre politische 45 
Gestaltungs- und Handlungskompetenz erhöht. Zudem gibt es Teile der 46 
Daseinsvorsorge, etwa der soziale und kulturelle Bereich oder der öffentlich-47 
rechtliche Rundfunk, die mit dem Markt nichts zu tun haben. Sie würden 48 
durch Wettbewerb nicht verbessert, aber durch Gewinnmaximierung 49 
pervertiert. 50 

 51 

Notizen während der Debatte: 52 

 53 

 54 

 55 

 56 

 57 

 58 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  59 

Weitergeleitet an:__________ 60 
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Antrag:  E 2 1 

Antragsteller:   Ulrich Stockmann, MdEP über Juso-Landesvorstand 2 

Zur Weiterleitung an den SPD-Landesparteitag: 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Regional – und Strukturpolitik 5 

Die SPD Sachsen-Anhalt fordert die CDU/FDP-Landesregierung auf, sich 6 
vehement und nachhaltig für eine adäquate Fortführung der 7 
strukturpolitischen Maßnahmen der Europäischen Union zu Gunsten 8 
Sachsen-Anhalts einzusetzen. Die sozialdemokratische Landtagsfraktion und 9 
der SPD-Landesvorstand werden im Rahmen konstruktiver Oppositionspolitik 10 
ihre politischen Einflussmöglichkeiten gegen Renationalisierungstendenzen in 11 
der europäischen Regional- und Strukturpolitik einsetzen und in diesem 12 
Sinne auf die Europapolitik der Landesregierung einwirken. 13 

Begründung: 14 

Die Regional- und Strukturpolitik muss auch weiterhin das zentrale 15 
Instrument des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts der EU 16 
bleiben. Wir setzen uns deshalb für ihre weitere Stärkung ein, da dies 17 
sowohl in deutschem als auch in europäischem Interesse liegt. Die 18 
Forderung nach einer Rückverlagerung der europäischen Regional- und 19 
Strukturpolitik auf die nationale und auf die Landesebene ist gerade in CSU-20 
Kreisen sehr populär, rüttelt aber am Fundament der europäischen Einigung. 21 
Bei der Unterstützung strukturschwacher Regionen geht es um das 22 
Herzstück europäischer Solidarität, so dass eine Renationalisierung zu Recht 23 
als Entsolidarisierung wahrgenommen würde. Eine Renationalisierung hätte 24 
auch negative Folgen für die deutschen Ziel 1- und Ziel 2- Fördergebiete. 25 
Gerade die neuen Bundesländer haben mit der europäischen Strukturpolitik 26 
beste Erfahrungen gemacht und profitieren immens von europäischer 27 
Solidarität. Die EU garantiert im Gegensatz zu einer rein nationalen 28 
Förderung Bestand und Verlässlichkeit der Unterstützung. Viele nationale 29 
Programme hängen von europäischen Programmen (Kofinanzierung) in nicht 30 
unwesentlichem Umfang ab. 31 

Die EU-Osterweiterung wird Veränderungen in der EU-Strukturpolitik nach 32 
sich ziehen. Um zu verhindern, dass Teile Sachsen-Anhalts aus rein 33 
statistischen Gründen nicht mehr förderfähig sind, ist es notwendig, dass 34 



Sozial. Gerecht. Innovativ. 
Landesdelegiertenkonferenz der Jungsozialisten Sachsen­Anhalt 

19./20. Oktober 2002 
Gerhart­Hauptmann­Gymnasium Wernigerode 

 
 

2 

ganz Sachsen-Anhalt eine Verwaltungseinheit gemäß NUTS II (regionale 35 
Ebene) darstellt und somit eine landesweite Förderung aus europäischen 36 
Mitteln sicher gestellt ist. Hinsichtlich der ostdeutschen Ziel 1- Gebiete ist es 37 
nötig, im Rahmen der Beihilfenpolitik den besonderen Rahmenbedingungen 38 
Ostdeutschlands Rechnung zu tragen und auch nach 2003 die  39 
einzelbetriebliche Investitionsförderung von Großprojekten zuzulassen, um 40 
den wirtschaftlichen und sozialen Aufholprozess fortzusetzen.  41 

Da Großinvestitionen für den Aufholprozess der neuen Bundesländer 42 
unerlässlich sind, muss ferner darauf gedrängt werden, dass die Förderung 43 
von Großprojekten auch weiterhin möglich ist. Hierzu sind besonderen 44 
Bestimmungen im Rahmen der EU-Beihilfenkontrollpolitik notwendig.  45 

 46 

Notizen während der Debatte: 47 

 48 

 49 

 50 

 51 

 52 

 53 

 54 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  55 

Weitergeleitet an:__________ 56 
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Antrag:  E 3 1 

Antragsteller:  Ulrich Stockmann, MdEP über Juso-Landesvorstand 2 

Zur Weiterleitung an den SPD-Landesparteitag: 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Osterweiterung 5 

Die SPD Sachsen-Anhalt fordert die CDU/FDP-Landesregierung auf, die 6 
Osterweiterung der Europäischen Union sowie ihre Chancen und Vorteile 7 
stärker zu thematisieren. Die sozialdemokratische Landtagsfraktion und der 8 
SPD-Landesvorstand werden im Rahmen konstruktiver Oppositionspolitik 9 
darauf hinwirken, dass die Landesregierung die positiven Auswirkungen, die 10 
sich aus der Osterweiterung ergeben können, erkennt, thematisiert und 11 
entsprechende Politiken umsetzt. 12 

Begründung: 13 

Die Osterweiterung der Europäischen Union steht unmittelbar bevor: Im Jahr 14 
2004 wird die EU voraussichtlich 25 Mitglieder haben. Aus diesem Grund ist 15 
es notwendig, die wirtschaftlichen und politischen Vorteile der Erweiterung 16 
stärker als bisher zu kommunizieren. Wir müssen den Bürgerinnen und 17 
Bürgern die vorhandenen Ängste vor der Erweiterung nehmen und deutlich 18 
machen, dass die Osterweiterung in unser aller Interesse und zu unser aller 19 
Vorteil ist.  20 

Zugleich ist es notwendig, die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 21 
Kontakte Sachsen-Anhalts mit den Beitrittskandidaten weiter aus- und ggf. 22 
aufzubauen sowie beispielsweise über Twinnings den Verwaltungsaufbau in 23 
den Kandidatenländern zu unterstützen. Auch frühzeitige Kontakte zu den 24 
Wirtschafts- und Handelsvertretungen der mittel- und osteuropäischen 25 
Nachbarländer (gerade auch zu jenen Polens, Tschechiens und der 26 
baltischen Staaten) eröffnen Wettbewerbs- und Wachstumschancen, die 27 
auch den mitteldeutschen Wirtschaftsraum stärken können und werden.  28 

Die Osterweiterung bringt die Menschen auf unserem Kontinent näher 29 
zusammen. Erst durch die Erweiterung der EU um die mittel- und 30 
osteuropäischen Reformstaaten wird die Teilung Europas endgültig 31 
überwunden, Deutschland in einen friedlichen Raum der Stabilität und des 32 
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Arbeitsplätze schaffenden Wachstums eingebettet sowie das Fundament für 33 
eine nachhaltige Partnerschaft der EU mit Russland gefestigt. 34 

 35 

Notizen während der Debatte: 36 

 37 

 38 

 39 

 40 

 41 

 42 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  43 

Weitergeleitet an:__________ 44 
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Antrag:  E 4 1 

Antragsteller:  Ulrich Stockmann, MdEP über Juso-Landesvorstand 2 

Zur Weiterleitung an den SPD-Landesparteitag: 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Verfassungskonvent 5 

Die SPD Sachsen-Anhalt fordert die CDU/FDP-Landesregierung auf, den EU-6 
Verfassungskonvent (EU-Konvent) in Hinblick auf die Erarbeitung einer 7 
Verfassung der Europäischen Union aktiv und öffentlich zu unterstützen. Die 8 
SPD-Landtagsfraktion und der SPD-Landesvorstand unterstützen den 9 
initiierten „Sachsen-Anhalt-Konvent“ im Magdeburger Landtag, der im Jahr 10 
2003 stattfinden soll. Der „Sachsen-Anhalt Konvent“ soll während der 11 
Europawoche 2003 eine eintägige Plattform für eine Generaldebatte der 12 
Öffentlichkeit des Landes bieten. Er hat den bis dahin vorliegenden EU-13 
Verfassungsentwurf und seine Auswirkung auf Sachsen-Anhalt zum 14 
Gegenstand und mündet in einer europapolitischen Willenserklärung der 15 
Gesellschaft des Landes. 16 

Begründung: 17 

Der z.Z. tagende EU-Verfassungskonvent hat den Auftrag, einen 18 
Verfassungsentwurf für die Europäische Union zu erarbeiten, der als 19 
Grundlage für die Regierungskonferenz 2004 dienen soll. Hier sollen die 20 
effizienten Strukturen für die demokratischere, transparentere und grössere 21 
EU der Zukunft festgelegt werden. Auf der Regierungskonferenz 2004 soll 22 
über den Entwurf einer ab Frühling 2003 im Entwurf vorliegenden 23 
Verfassung für die Europäische Union beschlossen werden. Zu den 24 
wichtigsten Aufgaben des EU-Konvents gehört die Abgrenzung der 25 
Kompetenzen zwischen der europäischen und den  nationalen bzw. 26 
regionalen Ebenen sowie die Reform der europäischen 27 
Entscheidungsprozesse und die Anpassung der Funktionsweisen der EU-28 
Institutionen im Hinblick auf die Osterweiterung. 29 

Eines der wichtigsten Merkmale des EU-Verfassungskonvents ist die 30 
Transparenz seiner Arbeitsweise und der –abläufe. Das soll die Akzeptanz 31 
und die Verständlichkeit europäischer Politik und der europäischen 32 
Institutionen in den Völkern Europas fördern. 33 
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Momentan befindet sich das Projekt eines „Sachsen-Anhalt-Konvents“ in der 34 
Planung. Es ist ein sozialdemokratisches Projekt. Träger soll die Europäische 35 
Bewegung sein. Der „Sachsen-Anhalt-Konvent“ soll eine Plattform bieten, 36 
auf der Vertreter von Parteien, Verbänden, Wirtschaft, Universitäten, 37 
Jugend, Organisationen und anderen Akteuren aus Sachsen-Anhalt über den 38 
Entwurf des EU-Konvents debattieren. Damit kann Sachsen-Anhalt ein 39 
deutschlandweites Modell der demokratischen Partizipation liefern, jenseits 40 
der verfassungsrechtlich nicht zulässigen und nicht realisierbaren 41 
Volksabstimmung. Das Ziel des „Sachsen-Anhalt Konvents“ im Jahr 2003 ist 42 
ein Votum der zu bestimmenden gesellschaftlichen Delegierten des 43 
Bundeslands für oder gegen den EU-Verfassungsentwurf, das binnen eines 44 
Tages während der Europawoche 2003 im Landtag von Sachsen-Anhalt in 45 
Magdeburg ergehen kann. Der Sachsen-Anhalt-Konvent soll in der 46 
Europawoche 2003 im Landtag stattfinden. 47 

Der „Sachsen-Anhalt Konvent“ wird bisher von der Europäischen Bewegung, 48 
der Vertretung der EU-Kommission in Deutschland, dem Informationsbüro 49 
des Europäischen Parlaments in Deutschland, der Vertretung der BR 50 
Deutschland in Brüssel und anderen Akteuren unterstützt. Auch finanzielle 51 
Unterstützung wurde signalisiert. 52 

 53 

Notizen während der Debatte: 54 

 55 

 56 

 57 

 58 

 59 

 60 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  61 

Weitergeleitet an:__________ 62 
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Antrag:  E 5 1 

Antragsteller:   Ulrich Stockmann, MdEP über Juso-Landesvorstand 2 

Zur Weiterleitung an den SPD-Landesparteitag: 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Landwirtschaft 5 

Die SPD Sachsen-Anhalts fordert die Landesregierung auf, dem erfolgreichen 6 
Modell der alten SPD-Landesregierung in Bezug auf das EU-Lobbying auf 7 
dem damaligen chemiepolitischen Feld zu folgen und über die Vertretung des 8 
Landes bei der Europäischen Union auf eine vernetzte, konzertierte Aktion 9 
der ostdeutschen Länder hinzuwirken, die elementare Interessen der 10 
ostdeutschen Agrarindustrie bei der Europäischen Kommission zur Geltung 11 
bringt: Vor dem Hintergrund der Osterweiterung ist eine Agrarreform 12 
unbedingt erforderlich, viele Ansätze des zuständigen Kommissars gehen in 13 
die richtige Richtung und die EU-Reform als solche ist zu unterstützen. 14 
Jedoch muss eine Ausnahmeregelung für grossflächige, leistungsfähige 15 
Agrarbetriebe festgeschrieben werden, die diesen mehr als 300000 Euro 16 
Prämien oder mehrere Tranchen in Höhe dieser Kappungsgrenze zugänglich 17 
macht. Ausserdem soll das Land darauf hinwirken, dass zusätzliche 18 
Arbeitnehmerfreibeträge jenseits der ersten beiden Arbeitskräfte deutlich 19 
über 3000 Euro liegen und damit den beschäftigungsintensiven Betrieben in 20 
strukturschwachen Räumen weitere Unterstützung zukommt. 21 

Begründung: 22 

Im EU-Agrarsektor werden jährlich mehr als 40 Milliarden Euro ausgegeben. 23 
Das sind rund 50 Prozent des gesamten Haushalts der Europäischen Union. 24 
Eine Ausweitung des bisherigen Systems, das gerade in den letzten Jahren 25 
durch eine Vielzahl von Nahrungsmittelskandalen in die Schlagzeilen geriet, 26 
im Zuge der EU-Osterweiterung ist nicht möglich. Es käme zu einem 27 
Zusammenbruch, wenn Volkswirtschaften mit einem Agraranteil an der 28 
Erwerbsbevölkerung von 18 Prozent (Polen) in dieses System integriert 29 
würden. EU-Agrarkommissar Franz Fischler will daher eine 30 
Landwirtschaftsreform durchführen, die zu besserer Qualität und zur 31 
Nachhaltigkeit des Systems führen soll. Neben verstärkter Förderung von 32 
Biorohstoffen sowie Detailmodifikation in einzelnen Getreide- und 33 
Ackerkulturbereichen sollen ab 2004 über einen Zeitraum von sieben Jahren 34 
die bisherigen Zahlungen für produktionsabhängige Förderungen um jeweils 35 
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drei Prozent sinken, die damit eingesparten Mittel für die ländliche 36 
Entwicklung umgeschichtet und stärker an soziale-, Umweltkriterien und die 37 
Lebensmittelqualität angelehnt werden. Eine an die bewirtschaftete Fläche 38 
gebundene Pauschalzahlung (eben die im Gespräch befindlichen 300000 39 
Euro pro Hof und Jahr) soll das geltende System für Direktzahlungen 40 
ersetzen, das sich gegenwärtig an der Kopfzahl oder Produktionsmenge 41 
orientiert. Das neue System führt in diesem Punkt, wenn es so realisiert 42 
wird, zu einer eindeutigen und durch die europäische Agrar-Lobby gewollten 43 
Benachteiligung der grossflächig und erfolgreich arbeitenden 44 
Genossenschaften in Ostdeutschland (und Großbritannien). Derzeit erhalten 45 
ostdeutsche Betriebe ca. 1 Million Euro Zuschuss pro Jahr. Die auf dem Tisch 46 
liegenden Kalkulationsszenarien führen also zu dramatischen 47 
Deckungslücken bei den Genossenschaften in Sachsen-Anhalt und 48 
Ostdeutschland. Hier besteht dringender Handlungsbedarf ohne jedoch die 49 
an sich begrüßenswerte Reform in Bausch und Bogen zu verwerfen, wie dies 50 
viele konservative Bauernverbände machen. Sozialdemokratische 51 
Agrarpolitik setzt sich für Effizienz, Ökologie, Qualität und Zukunftsfähigkeit 52 
effizienter, sozial gerechter Strukturen ein, wie sie in unserer Region zu 53 
finden sind. 54 

 55 

Notizen während der Debatte: 56 

 57 

 58 

 59 

 60 

 61 

 62 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  63 

Weitergeleitet an:__________ 64 
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Antrag:  G 1 1 

Antragsteller:  Kreisverband Mansfelder Land 2 
Kreisverband Aschersleben-Staßfurt 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Gesundheitsversorgung für alle! 5 

Die Jusos setzen sich für ein soziales und solidarisch finanziertes 6 
Gesundheitssystem ein, das auf Chancengleichheit, sozialer Gerechtigkeit 7 
und Eigenverantwortung beruht. Chancengleichheit in Gesundheitssystem 8 
bedeutet, den Zugang einer ausreichenden, notwendigen und zweckmäßigen 9 
medizinischen und gesundheitlichen Versorgung sicherzustellen. 10 

Der Bestand des solidarisch finanzierten Gesundheitswesens kann auf Dauer 11 
nur gesichert werden, wenn alle gesellschaftlichen Gruppen nach Maßgabe 12 
ihrer Leistungsfähigkeit zur Finanzierung des Gesundheitssystems beitragen. 13 

Ziel einer neuen Gesundheitspolitik muss sein, Gesundheit zu fördern und 14 
Krankheiten zu verhindern, d.h. Menschen darin zu unterstützen, ihr 15 
Bewusstsein für den Wert für den Wert von Gesundheit, aber auch für die 16 
Kosten von Krankheitsbehandlungen zu gestalten. Prävention erhält dabei 17 
ein zentralen Stellenwert.  18 

Gesellschaftliche Rahmenbedingungen und soziale Lebenslagen haben 19 
großen Einfluss auf die Gesundheit, Krankheit und Gesundheitsverhalten. 20 
Deshalb ist eine Gesundheitsberichterstattung erforderlich, in der 21 
Untersuchungen über die Auswirkungen der sozialen Lebenslagen auf die 22 
Gesundheit erfasst und miteinander verknüpft werden. Auf 23 
zielgruppenspezifische Gefährdungen muss mit präventiven Maßnahmen 24 
reagiert werden. 25 

Für eine erfolgreiche Prävention und Heilmethoden benötigen wir einen 26 
erweiterten und differenzierten Krankheitsbegriff, um bei der 27 
Ursachenbekämpfung auch krankmachende Faktoren in der Arbeits- und 28 
Lebenswelt der Menschen beseitigen zu können. 29 

Angesichts der steigenden Zunahme chronisch Erkrankungen und der 30 
kontinuierlich steigenden Zahl älterer Menschen kommt der Rehabilitation 31 
eine immer größere Bedeutung zu. Ambulant vor stationär, Prävention vor 32 
Rehabilitation, und Rehabilitation vor Pflege und Rente - die Umsetzung 33 
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dieser Prinzipien erfordert eine stärkere Vernetzung bestehender Angebote 34 
und Therapieformen. 35 

Begründung: erfolgt mündlich 36 

 37 

Notizen während der Debatte: 38 

 39 

 40 

 41 

 42 

 43 

 44 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  45 

Weitergeleitet an:__________ 46 
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Antrag:  G 2 1 

Antragsteller:   KV Aschersleben-Stassfurt 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Kami in die Sesamstraße 4 

Der Norddeutsche Rundfunk (NDR) wird aufgefordert, die Puppe Kami in die 5 
deutschen Folgen der Sesamstraße aufzunehmen. 6 

Dazu wird eine landesweite Unterschriftenkampagne der Jusos initiiert. 7 

Begründung:  8 

Eine HIV-positive Puppen-Persönlichkeit in der Sesamstraße klärt 9 
südafrikanische Kinder seit Kurzem über Aids auf. Die Puppe Kami stellt ein 10 
fünfjähriges Mädchen dar, deren Mutter an Aids gestorben ist. Sie soll den 11 
kleinen Zuschauern dabei helfen, mit dem Tod umgehen zu lernen. 12 
Außerdem soll sie den Umgang mit der Immunschwächekrankheit lehren und 13 
zum Beispiel erklären, dass man das Blut eines anderen Menschen nicht 14 
berühren darf, aber keine Angst vor der Berührung eines Infizierten haben 15 
muss. „Die Nation müsse sich mit den Bedürfnissen der vielen infizierten 16 
oder von HIV und Aids in ihren Familien betroffenen Kindern 17 
auseinandersetzen.“, erklärte dazu der südafrikanische Bildungsminister 18 
Kader Asmal. Fast fünf Millionen Südafrikaner sind HIV-positiv oder bereits 19 
an Aids erkrankt. 20 

 21 

Notizen während der Debatte: 22 

 23 

 24 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  25 

Weitergeleitet an:__________ 26 
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Antrag:  I 1 1 

Antragsteller:   KV Aschersleben-Stassfurt 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Gedenktag an die deutsche Geschichte 4 

Die Jusos Sachsen-Anhalt sprechen sich für dafür aus, den 9. November zu 5 
einem „Gedenktag an die deutsche Geschichte“ zu machen. 6 

Die Fülle von Ereignissen an einem Tag sollte Grund genug zum Gedenken 7 
und Nachdenken sein. Die Auseinandersetzung mit der Geschichte ist die 8 
Voraussetzung dafür, die in ihr gemachten Fehler nicht noch einmal zu 9 
wiederholen und sich die Ziele des Verändeurngsprozesses noch einmal vor 10 
Augen zu führen. Die Jusos fordern die SPD-Landtagsfraktion und die SPD-11 
Bundestagsfraktion auf, dieses Vorhaben zum Gegenstand einer 12 
Gesetzesinitiative zu machen. 13 

Begründung: 14 

Kein anderer Tag ist für die Deutschen so geschichtsträchtig, wie der 9. 15 
November. Am 9. November 1918 gibt Kaiser Wilhelm II. als Folge der 16 
deutschen Novemberrevolution seinen Thronverzicht bekannt. Phillipp 17 
Scheidemann ruft vom Balkon des Reichstages in Berlin die deutsche 18 
Republik aus. Die Regierungsgeschäfte werden an Friedrich Ebert 19 
übertragen. Am 9. November 1923 wird der Putschversuch Hitlers (Marsch 20 
auf die Feldherrenhalle in München) niedergeschlagen. Hitler kündigt an, 21 
nicht über Waffengewalt, sondern über den Reichstag die Macht ergreifen zu 22 
wollen. In der Nacht des 9. November 1938 werden in ganz Deutschland 23 
jüdische Geschäfte, Synagogen und Wohnungen zerstört, geplündert oder in 24 
Brand gesteckt. Viele jüdische Mitbürgerinnen und Mitbürger werden zu Tode 25 
geprügelt oder in Schutzhaft genommen. Am 9. November 1989 wurde die 26 
Mauer in Berlin geöffnet. Die Wiedervereinigung Deutschlands nimmt ihren 27 
Anfang. 28 

Ein Gedenktag, der sowohl zur Freude als auch zur beschämten, trauernden 29 
Erinnerung Anlass gibt, ist eine geeignete Auseinandersetzung mit der 30 
Geschichte, als nur ein einfacher Feiertag. 31 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  32 

Weitergeleitet an:__________ 33 
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Antrag:  J 1 1 

Antragsteller:   KV Quedlinburg 2 

Projekt "Junges Wohnen" 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Im Vorfeld des Kommunalwahlkampfes 2004 werden die Jusos Sachsen-5 
Anhalt die Kampagne "Junges Wohnen" ins Leben rufen. Ziel dieser Aktion 6 
ist die Vermietung leerstehender Wohnungen in Sachsen-Anhalt an Personen 7 
bis einschließlich 27 Jahren zu Mietpreisen, die unter dem marktüblichen 8 
Preisniveau liegen. 9 

Begründung: 10 

In den letzten Jahren ist in den neuen Bundesländern, und somit auch in 11 
Sachsen-Anhalt, ein steigender Leerstand an Wohnraum zu verzeichnen. Die 12 
Folgen dieser Entwicklung sind weitreichend: Durch die fehlenden 13 
Mieteinnahmen ist das Überleben vieler Wohnungsverwaltungen und 14 
Hauseigentümer in Gefahr. Auch fehlen Gelder, um die Häuser in Stand zu 15 
halten. So gehören in vielen Städten und Gemeinden zerfallene Gebäude 16 
zum Stadtbild. 17 

Eine Möglickeit dieser Entwicklung entgegen zu wirken ist die Vermietung an 18 
junge Menschen, die sich zu den ortsüblichen Preisen keine Wohnung leisten 19 
können. 20 

Gerade wenn junge Menschen eine Ausbildung oder ein Studium absolvieren, 21 
reicht das Einkommen oft nicht für eine eigene Wohnung. Von einem Projekt 22 
"Junges Wohnen" würden somit einerseits die Vermieter profitieren, die ihre 23 
leerstehenden Wohnungen vermieten können, auch wenn der Gewinn etwas 24 
unter Marktniveau liegt. Schließlich ist ertwas weniger Gewinn vorteilhafter 25 
als gar kein Gewinn und eventuelle Verluste durch Instandsetzungskosten. 26 
Auch wäre es denkbar, Wohnungen, die leicht sanierungsbedürftig sind, 27 
günstig an Menschen zu vermieten, die ihre Wohnung entsprechend ihrer 28 
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Vorstellungen gestalten können. Vermutlich wird sich dieses Vorhaben 29 
leichter realisieren lassen, als Vermietern zu vermitteln, gut sanierte und 30 
ausgebaute Wohnungen unter Preis zu vermieten. 31 

Um diese Aktion erfolgreich durchführen zu können, sind gemeinsame 32 
Vorbereitungen der Kreisverbände in Landesausschuss und Landesvorstand 33 
sowie ein einheitliches Erscheinungsbild der Kampagne notwendig. Es ist 34 
sicherlich sinnvoll, Informationsmaterialien wie Broschüren und Flyer zu 35 
erstellen, in denen unser Anliegen erläutert und begründet wird. Die 36 
Kreisverbände sprechen dann private Vermieter und 37 
Verwaltungsgemeinschaften an, um das Projekt vorzustellen und für 38 
Unterstützung zu werben. Um eine erfolgreiche Zusammenführung von 39 
Vermiertern und interessierten Jugendlichen zu gewährleisten, ist dieses 40 
Projekt entsprechend öffentlichkeitswirksam durchzuführen.   41 

 42 

Notizen während der Debatte: 43 

 44 

 45 

 46 

 47 

 48 

 49 

 50 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  51 

Weitergeleitet an:__________ 52 
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Antrag:  J 2 1 

Antragsteller:  KV Aschersleben-Stassfurt 2    KV Mansfelder Land   3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Keine Kürzungen bei der Kinder- und Jugendarbeit! 5 

Die Jusos Sachsen-Anhalt wenden sich massiv gegen die geplanten 6 
Haushaltskürzungen der CDU/FDP-Landesregierung bei der Förderung von 7 
Kinder- und Jugendarbeit in Sachsen-Anhalt. Die jungen Menschen werden 8 
um ihre Zukunft betrogen. Es kann nicht sein, dass mit einem Handstreich 9 
die Existenz vieler freier Träger gefährdet wird, indem man ihnen durch 10 
massive Einsparungen die finanzielle Lebensgrundlage entzieht. 11 

Daher fordern wir: 12 

• Keine Kürzung der Förderung von Kinder- und Jugendarbeit in 13 
Sachsen-Anhalt 14 

• Einbeziehung der Kinder- und Jugendverbände in Gestaltungsprozesse 15 
des Landes 16 

• Sicherung der Trägervielfalt in Sachsen-Anhalt 17 
• eine langfristige Jugendhilfeplanung entsprechend den Bedürfnissen 18 

von Kindern und Jugendlichen 19 
• eine Chancengleichheit bei der Änderung von Förderregularien für alle, 20 

insbesondere für kleine Träger der freien Jugendhilfe 21 
• Sicherung der Projekte der Schulsozialarbeit auf dem Stand des Jahres 22 

2002 und deren kontinuierliche Weiterentwicklung 23 

Die Jusos Sachsen-Anhalt fordern die Landesregierung auf, die Bedürfnisse 24 
von Kindern und Jugendlichen nicht zu ignorieren und der Geißel 25 
„Finanzierbarkeit“ zu unterwerfen. Daher unterstützen wir aktiv die Initiative 26 
„Sparschwein Jugend“ des Kinder- und Jugendrings Sachsen-Anhalt.  27 

Begründung: erfolgt mündlich 28 

Notizen während der Debatte: 29 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  30 

Weitergeleitet an:__________ 31 



Sozial. Gerecht. Innovativ. 
Landesdelegiertenkonferenz der Jungsozialisten Sachsen­Anhalt 

19./20. Oktober 2002 
Gerhart­Hauptmann­Gymnasium Wernigerode 

 
 

1 

Antrag:  O 1 (satzungsändernder Antrag) 1 

Antragsteller:   KV Quedlinburg 2 

Die Juso- Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Tagungsort der Landesdelegiertenkonferenz 4 

Die Entscheidung über den Tagungsort der Landesdelegiertenkonferenz der 5 
Jusos Sachsen- Anhalt trifft in Zukunft der Landesausschuss und nicht mehr 6 
der Landesvorstand. 7 

Begründung: 8 

Zweck der Übertragung dieser Entscheidungsbefugnis ist, zu gewährleisten, 9 
dass der Landesausschuss wenigstens einmal jährlich eine Sitzung 10 
durchführen kann, an der alle Landesauschussmitglieder teinehmen. 11 

 12 

Notizen während der Debatte: 13 

 14 

 15 

 16 

 17 

 18 

 19 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  20 

Weitergeleitet an:__________ 21 
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Antrag:  O 2 1 

Antragsteller:   SV Magdeburg 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Anwesenheitspflicht für Landesvorstand 4 

Nimmt ein Vorstandsmitglied an 25% der Vorstandssitzungen innerhalb 5 
eines Jahres nicht Teil, so verliert es sein Amt. Auf der nächsten LDK wird 6 
dann ein Nachfolger gewählt. Würde die Zahl der Vorstandsmitglieder durch 7 
diese Regelung auf unter vier Mitglieder absinken, so wäre eine 8 
außerordentliche LDK einzuberufen. 9 

Begründung: 10 

Um die Beschlussfähigkeit des Vorstandes zu gewährleisten ist es notwendig, 11 
dass eine Mindestanzahl an Vorstandsmitgliedern anwesend ist. Da dies in 12 
letzter Zeit nicht immer gewährleistet war, sollten wir zu einer Regelung 13 
greifen, die einen geweissen Anreiz bietet, sein Amt auch wahr zu nehmen. 14 

 15 

Notizen während der Debatte: 16 

 17 

 18 

 19 

 20 

 21 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  22 

Weitergeleitet an:__________ 23 
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Antrag:  O 3 1 

Antragsteller:   Kreisverband Bitterfeld 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Begrenzung des Alters von  4 

Mandatsträgern auf 65 Jahre 5 

Die Jusos-Sachsen-Anhalt forden eine Altersbegrenzung der Mandatsträger 6 
von Bund und Ländern auf 65 Jahre. 7 

Begründung 8 

Das Arbeitsleben endet für den durchschnitlichen Arbeitnehmer im Alter von 9 
65 Jahren, doch das eines Politikers nicht. Gerade bei Politikern ist zu 10 
beobachten, dass das Alter von 65 Jahren deutlich überschritten wird. 11 

Durch den teilweise hohen Altersdurchschnitt werden häufig primär 12 
Interessen der Altersgenossen zu stark berücksichtigt, ohne die Probleme 13 
und Gefahren der nachwachenden Generationen zu beachten. Dies ist zum 14 
Beispiel an Staatsverschuldungen und Umweltverunreinigungen zu 15 
erkennen. 16 

Dementsprechend ist es wichtig junge Menschen in die Politik zu integrieren 17 
und zu fördern. Unter anderem muss damit erreicht werden, dass „neue 18 
Themenfelder“ besetzt werden. 19 

Deshalb sollte das Maximalalter von politischen Mandatsträgern auf Landes- 20 
und Bundesebene bei 65 Jahren liegen. Nur so kann man das Interesse von 21 
Jugendlichen an der Politik wieder stärken. 22 

 23 

Notizen während der Debatte: 24 

 25 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  26 
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Weitergeleitet an:__________ 27 
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Antrag:  O 4 1 

Antragsteller:  KV Aschersleben-Staßfurt  2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Bildungskonzept des SPD-Landesverbandes 4 
 5 
Der SPD-Landesverband wird aufgefordert, innerhalb eines Jahres ein 6 
umfassendes Bildungskonzept für alle Mitglieder des Landesverbandes zu 7 
erarbeiten und umzusetzen. Neben Weiterbildung und Fortbildung muss die 8 
Entwicklung sozialdemokratischer Alternativen und Visionen dringend 9 
gefördert werden. 10 
 11 
Hauptziel muss sein, das Kompetenzprofil aller Mitglieder signifikant zu 12 
stärken. Dazu gehören vor allem Handlungs-, Programm-, Innovations-, 13 
Dialog-, Kommunikations- und Organisationskompetenz.  14 

Die Gründung eines Bildungswerkes ist aktiv voranzutreiben. 15 

Begründung: erfolgt mündlich 16 

 17 

Notizen während der Debatte: 18 

 19 

 20 

 21 

 22 

 23 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  24 

Weitergeleitet an:__________ 25 
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Antrag:  O 5 1 

Antragsteller:   Juso-Landesausschuss über KV Merseburg-Querfurt 2 

Der SPD-Landesparteitag möge beschließen: 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Nein zur harten Quote – 5 

Rückbesinnung auf das SPD-Statut 6 

Die Jusos Sachsen-Anhalt sprechen sich gegen die in den Satzungen und 7 
Richtlinien der AG der Jungsozialisten in der SPD vorhandene harte 8 
Quotenregelung aus und fordern deren Streichung und Ersatz durch die 9 
Regelungen der SPD in ihrem Statut. 10 

Begründung: 11 

Was einmal zum Abbau von Diskriminierung beitragen sollte, ist selbst zum 12 
diskriminierenden Werkzeug geworden. Mitgliedern von Delegationen wird 13 
aufgrund von anatomischen Besonderheiten ihr Delegiertenmandat 14 
aberkannt. Die Ergebnisse einer freien und geheimen Wahl werden hierbei 15 
missachtet. Ergebnisse, die in ihrem Zustandekommen einen Eckpfeiler 16 
unserer freiheitlichen-demokratischen Grundordnung darstellen. Der 17 
Gleichheitsgrundsatz des Grundgesetzes verbietet es Menschen wegen ihres 18 
Glaubens, ihrer Herkunft oder ihres Geschlechts zu benachteiligen – aber 19 
genau dieses geschieht hier. Wir fordern daher von Juso-Bundesverband und 20 
SPD, sich auf demokratischen und rechtsstaatlichen Boden zurück zu 21 
bewegen. 22 

 23 

Notizen während der Debatte: 24 

 25 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt: _____/_____/_____  26 

Weitergeleitet an:__________ 27 
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Antrag:  O 6 1 

Antragsteller:   KV Bernburg 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Offensive zur Werbung von Neumitgliedern 4 

Die Zahl der Mitglieder ist auf dem tiefsten Stand seit 1993 und auch die 5 
Zahl der Jusos im Land Sachsen-Anhalt ist nicht genug. Aus diesem Grund 6 
müssen wir in die Offensive gehen. 7 

Der Landesvorstand soll für Interessierte ein Seminar durchführen. Bei 8 
diesem Seminar soll den Interessierten gezeigt werden, wer die Jusos sind 9 
und das Politik nicht langweilig sein muss. Die Werbung der Mitglieder soll 10 
durch aktive Jusos mit Gesprächen vor Schulen und Verteilung von Flyern 11 
erreicht werden. 12 

Begründung: erfolgt mündlich 13 

 14 

Notizen während der Debatte: 15 

 16 

 17 

 18 

 19 

 20 

 21 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  22 
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Weitergeleitet an:__________ 23 
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Antrag:  S 1 1 

Antragsteller:  Beschluss des Landesvorstandes der SPD Sachsen-2 
Anhalt, 3.8.2002 - Juso-Landesvorstand 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Verantwortung für Sachsen-Anhalt –  5 

Die SPD als Partei in der Mitte der Gesellschaft 6 

1. Grundlinien und Perspektiven: Vertrauen zurück gewinnen; Ziel 7 
Regierungsverantwortung 2006 8 

Die Bürgerinnen und Bürger haben der SPD Sachsen-Anhalt bei der 9 
Landtagswahl nicht mehr zugetraut, die wirtschaftlichen Probleme zu lösen 10 
und unser Land weiter voran zu bringen. Dies fand seinen Ausdruck vor 11 
allem darin, dass deutlich mehr als 100.000 SPD-Wählerinnen und -Wähler 12 
von 1998 bei dieser Wahl zu Hause geblieben sind. In der Altersgruppe der 13 
18 bis 45-Jährigen sind wir von Platz eins auf Platz vier zurückgefallen. Der 14 
Schwerpunkt unserer Arbeit bis 2006 wird sein, verloren gegangenes 15 
Vertrauen zurück zu gewinnen.  16 

Die SPD in Sachsen-Anhalt hat ihre Rolle als Oppositionspartei 17 
angenommen. Wir machen eine klare und faire Politik, die nur das 18 
verspricht, was sie auch halten kann. Orientierung ist für uns unser 19 
Landtagswahlprogramm 2002, denn unsere politischen Überzeugungen 20 
haben sich durch das Wahlergebnis nicht geändert. Sozialdemokraten stehen 21 
für Glaubwürdigkeit in der politischen Arbeit. Sozialdemokratische Politik ist 22 
eigenständig und an Inhalten orientiert.  23 

Maßstab für unsere Politik sind unsere Grundwerte: Freiheit, Soziale 24 
Gerechtigkeit und Chancengleichheit sowie Solidarität und Verantwortung für 25 
andere. Diese Werte sind zeitlos und müssen immer wieder neu in konkrete 26 
Politik umgesetzt werden. Deshalb wollen wir  27 

- Arbeitsplätze und Wohlstand fördern,  28 
- die Menschen für die Herausforderungen des globalen Wettbewerbs 29 

stark machen, 30 
- den Zusammenhalt unserer Gesellschaft stärken. Das heißt auch, 31 

soziale Ausgrenzung und Armut zu bekämpfen und Probleme wie 32 
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z.B. Kriminalität und Missbrauch illegaler Drogen konsequent 33 
anzugehen; 34 

- eine nachhaltige Politik, die materiellen Fortschritt, Ökologie und 35 
unsere Verantwortung für zukünftige Generationen miteinander 36 
verbindet.  37 

Im Mittelpunkt unserer Politik stehen die Bedürfnisse und Sorgen der 38 
Menschen in Sachsen-Anhalt. Die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 39 
sind auf Grund des anhaltenden Strukturwandels und vielfältiger 40 
gesellschaftlicher Veränderungen neuen Herausforderungen ausgesetzt. 41 
Diese Herausforderungen bringen Verunsicherungen mit sich. Wir 42 
Sozialdemokraten sehen uns hier besonders in der Pflicht zu helfen, denn wir 43 
stehen für Sicherheit im Wandel. 44 

Wir lassen die Menschen nicht allein. Sozialdemokratische Politik bekennt 45 
sich dazu, dort gestaltend einzugreifen, wo Menschen an den Rand gedrängt 46 
werden. Wir sind für die Überprüfung staatlicher Aufgaben, aber 47 
Deregulierung und Privatisierung sind für uns kein Selbstzweck.  48 

Unsere politischen Konkurrenten sind CDU, PDS und FDP. Mit ihnen stehen 49 
wir im Wettbewerb um die besten politischen Konzepte für unser Land. Wir 50 
werden die konservative Landesregierung an ihren überzogenen 51 
Versprechungen messen. Insbesondere werden wir eine verantwortungsvolle 52 
Finanzpolitik einfordern und CDU  und FDP an ihre Ziele zum Schuldenabbau 53 
erinnern. Gleichzeitig gibt es keine Koalition in der Opposition. 54 
Sozialpopulismus, wie ihn die PDS betreibt, ist unsere Sache nicht.  55 

Wir wollen in Sachsen-Anhalt 2006 wieder Regierungsverantwortung 56 
übernehmen. Denn nur Sozialdemokraten können wirtschaftlichen Erfolg und 57 
soziale Gerechtigkeit zusammenbringen. Wir sind die Partei der Mitte in 58 
Sachsen-Anhalt. 59 

2. Partei: Frischer Wind und  neue Impulse 60 

Gute Politikkonzepte für Sachsen-Anhalt zu entwickeln, bedarf des 61 
Leistungsvermögens möglichst vieler Menschen. Sachsen-Anhalts 62 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten laden daher alle Bürgerinnen 63 
und Bürger zum Mittun ein. Die SPD Sachsen-Anhalt bietet viele 64 
Möglichkeiten zur Mitarbeit für Interessierte, sei es in den Ortsvereinen, in 65 
den Arbeitsgemeinschaften oder in den Fachausschüssen. Neue Mitglieder 66 
bringen frischen Wind - und den wollen wir für unsere Partei. Seit der Wende 67 
stagniert die Mitgliederzahl der SPD in Sachsen-Anhalt. Manch ermatteter 68 
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Ortsverein braucht neue Impulse. Wir wollen daher die Mitgliederzahl des 69 
SPD-Landesverbandes bis 2006 mindestens um 20% erhöhen. 70 

Wir wollen dies erreichen 71 

- durch Entwicklung spezifischer Angebote für junge Menschen, 72 
- durch Stärkung der Präsenz vor Ort, insbesondere in den lokalen 73 

Medien, 74 
- durch einen offenen Dialog mit allen gesellschaftlichen Gruppen,  75 
- und durch eine spezielle Kampagne zur Mitgliederwerbung.  76 

Unsere innerparteiliche Diskussionskultur ist in der Vergangenheit häufig zu 77 
recht kritisiert worden. Sie muss verbessert werden. Wir wollen offen 78 
diskutieren und gemeinsam unsere Positionen erarbeiten. Es geht nicht 79 
darum, sich zu zerstreiten oder Flügelkämpfe auszutragen, sondern in den 80 
Gliederungen der Partei konstruktiv und frei alles an- und auszusprechen, 81 
was zur Lösung der Aufgaben in Sachsen-Anhalt beiträgt.  82 

3. Themen und Initiativen 83 

Für die Entwicklung unseres Landes sehen wir die Politikfelder 84 
Wirtschaft/Arbeit, Soziale Gerechtigkeit/Chancengleichheit, Entwicklung der 85 
Kommunen und Bildung/Forschung als besonders bedeutsam an. Wir werden 86 
uns deshalb auf diese Felder besonders konzentrieren, ohne aber andere 87 
Themen und Fragestellungen zu vernachlässigen. Wir wissen, dass wir 88 
unsere Konzepte ständig fort schreiben müssen und wollen dies in einem 89 
kontinuierlichen Diskussionsprozess innerhalb der Partei und mit 90 
Gesprächspartnern außerhalb der Partei gewährleisten.  91 

3.1. Für eine aktive Wirtschaftsförderungs-, Innovations- und 92 
Arbeitsmarktpolitik 93 

Wir müssen die Arbeit der sozialdemokratischen Landesregierungen nicht 94 
verstecken. Die jetzige konservative Landesregierung kann und wird auf 95 
unseren Leistungen in den vergangenen acht Jahren aufbauen. 96 
Sozialdemokraten haben ein gutes Fundament für den weiteren Aufbau 97 
Sachsen-Anhalts gelegt. Nicht zuletzt die maßgeblich unter Beteiligung 98 
Reinhard Höppners durch den Solidarpakt II erkämpfte finanzielle 99 
Planungssicherheit ist Voraussetzung für den weiteren Aufbau des Landes 100 
und für eine schrittweise Angleichung der Lebensverhältnisse zwischen Ost 101 
und West. 102 
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Es wird zunehmend deutlich werden, dass viele Maßnahmen der 103 
konservativen Landesregierung insbesondere in der Wirtschaftspolitik eine 104 
Fortsetzung sozialdemokratischer Politik sind. Übergeordnetes Ziel bleibt, 105 
möglichst viele neue Unternehmen nach Sachsen-Anhalt zu holen, die 106 
bestehenden Firmen zu stabilisieren und Existenzgründungen zu 107 
unterstützen. Wir haben das in der Vergangenheit getan und werden es auch 108 
in der Zukunft befürworten. Wir sind allerdings gegen Symbolgesetzgebung 109 
ohne echte Substanz, die zudem gegen die Interessen der 110 
Arbeitnehmer/innen gerichtet ist, wie es bei dem so genannten 111 
„Investitionserleichterungsgesetz“ geschah. 112 

Entscheidende Impulse für die sachsen-anhaltische Wirtschaft gehen von 113 
Forschungs- und Entwicklungsleistungen unserer Unternehmen sowie 114 
unserer Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen aus. 115 
Die SPD setzt sich deshalb für die Fortsetzung einer aktiven 116 
Innovationspolitik ein. Wir brauchen in Zukunft noch mehr industrienahe 117 
Forschung und müssen daher die Kooperation zwischen Wirtschaft und 118 
Wissenschaft weiter vertiefen. Wir werden deshalb darauf achten, dass die 119 
Förderung von Forschung und Entwicklung ein Schwerpunkt bleibt. 120 

Viele Menschen in Ostdeutschland werden voraussichtlich auf absehbare Zeit 121 
keine Chance auf dem ersten Arbeitsmarkt haben. Damit finden wir uns 122 
nicht ab. Deshalb bleibt es notwendig, alle Instrumente aktiver 123 
Arbeitsmarktpolitik zu nutzen. Ein gutes Beispiel für gelungene 124 
Arbeitsmarktpolitik ist das Programm „Aktiv zur Rente“ aus dem Jahr 2001. 125 
Die sozialdemokratisch geführten Regierungen in Bund und Land haben die 126 
Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik in den letzten Jahren gleichzeitig 127 
immer stärker auf die Bedürfnisse der Wirtschaft hin ausgerichtet. Zwei von 128 
drei EURO der entsprechenden Mittel kamen den Unternehmen zu gute und 129 
waren somit direkte Wirtschaftsförderung. Dies gilt es fortzusetzen. Sollten 130 
CDU und FDP versuchen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) und 131 
Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM) weiter einzuschränken, werden wir 132 
dem entschieden entgegentreten. Denn mittelfristig sind beide Instrumente 133 
noch unverzichtbar. 134 

Aktive Wirtschaftsförderungs-, Innovations- und Arbeitsmarktpolitik sind die 135 
Eckpfeiler unserer wirtschaftspolitischen Konzepte. Sie müssen jedoch 136 
ständig neu auf ihre Wirksamkeit überprüft werden und zwar in Diskussionen 137 
mit der Wirtschaft und mit den Gewerkschaften. Für diese Diskussionen 138 
wollen wir unsere Arbeitsgemeinschaften und Fachausschüsse öffnen.  139 

3.2. Für Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit 140 
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Für die SPD bestehen Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit aus mehr 141 
als der Umverteilung von Geld. Wir wollen den aktivierenden Staat, der die 142 
Menschen fordert, ohne sie zu überfordern. In fast allen Lebensbereichen ist 143 
unsere Gesellschaft auf bürgerschaftliches Engagement angewiesen. Deshalb 144 
werden wir alle unterstützen, die sich für ihre Mitmenschen engagieren 145 
wollen. Wir setzen uns für eine gerechtere Verteilung von Familienarbeit, 146 
Erwerbsarbeit, Verantwortung und Einkommen ein. Es ist deshalb 147 
erforderlich, Arbeitszeiten so flexibel zu gestalten, dass Beruf und Familie 148 
vereinbar sind.  149 

Angesichts der im deutschlandweiten Vergleich unterdurchschnittlichen 150 
Einkommen in Sachsen-Anhalt treten wir für die Lohn- und 151 
Rentenangleichung Ost an West ein. So kann der anhaltenden Abwanderung 152 
– gerade junger Menschen - entgegengewirkt werden. So werden 153 
Lebensleistungen auch materiell anerkannt. Zur Verbesserung der 154 
beruflichen Perspektiven unserer Schulabgänger fordern wir weiterhin 155 
Anstrengungen von Politik und Wirtschaft zur Schaffung von zusätzlichen 156 
betrieblichen Ausbildungsplätzen. 157 

Kinder und Jugendliche sind die Zukunft des Landes. Es gilt deshalb vor 158 
allem diejenigen zu stärken, bei denen Kinder aufwachsen. Die Familien in 159 
ihren vielfältigen Erscheinungsformen sind der Ort, wo Kinder und 160 
Jugendliche Geborgenheit und Sicherheit finden und wo Werte, Wissen und 161 
Kultur vermittelt werden. Ihnen gebührt staatlicher Schutz und 162 
Unterstützung. Die SPD setzt sich dafür ein, dass die Förderung der Familien 163 
weiter verbessert wird.  164 

Familienförderung ist für uns gleichzeitig aktive Standortpolitik. Wir fordern 165 
daher die Einrichtung eines landesweiten Forums "Zukunft Familie". In ihm 166 
sollen Kindereinrichtungen und Schulen, Beratungsstellen, Familienzentren, 167 
wissenschaftliche, kulturelle und medizinische Einrichtungen, örtliche 168 
Behörden, Vereine, Verbände und die regionale Wirtschaft die Bedingungen 169 
für ein familienfreundliches Land weiter verbessern. Die vorbildlichen 170 
Strukturen in der Kinderbetreuung müssen beibehalten und inhaltlich weiter 171 
entwickelt werden.  172 

Die SPD steht für eine offene und tolerante Gesellschaft, in der jede und 173 
jeder ihren oder seinen Platz findet. Wir wenden uns gegen jede Form von 174 
Gewalt und gegen jegliche Diskriminierung. In den letzten Jahren hat 175 
Sachsen-Anhalt hier bundesweit eine Vorreiterrolle eingenommen. Das gilt 176 
auch für die Gleichstellungspolitik und den gender-mainstreaming-Ansatz. 177 
Wir werden darauf achten, dass hier keinerlei Abstriche vorgenommen 178 
werden.  179 
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 180 

3.3. Entwicklung der Kommunen: Für moderne Strukturen und 181 
solide Finanzen 182 

Bürgerinnen und Bürger erleben konkrete Erfolge der Politik am ehesten in 183 
ihrer Kommune. Die SPD wird sich daher besonders in den Städten und 184 
Gemeinden engagieren, denn in den Kommunen findet das Leben statt. Dort 185 
sind die Zusammenhänge von politischen Entscheidungen und den 186 
konkreten Folgen am deutlichsten erkennbar. Sozialdemokratische Amts- 187 
und Mandatsträger/innen setzen sich vor Ort für lebenswerte Kommunen 188 
ein. In vielen Kommunen stellen wir Bürgermeister/innen, 189 
Oberbürgermeister/innen und Landräte. Die Kommunalpolitiker sind unser 190 
Rückgrat im Land, und wir wollen sie besonders unterstützen.  191 

Die SPD lehnt weitere Kürzungen bei den allgemeinen Zuweisungen für die 192 
Kommunen ab. Die allgemeinen Zuweisungen sind der Schlüssel für das 193 
kommunale Leben. Mit Betroffenheit mussten wir zur Kenntnis nehmen, dass 194 
die konservative Landesregierung die geordnete Kommunalreform gestoppt 195 
hat. Diese Reform stand für ein zukunftsfähiges Sachsen-Anhalt, für eine 196 
effektivere Aufgabenwahrnehmung und mehr Bürgernähe. Stattdessen will 197 
die Landesregierung die Kommunen durch finanziellen Zwang zu 198 
Zusammenschlüssen drängen. Dies ist der falsche Weg. Solange keine 199 
umfassende Gebietsreform auf Gemeinde- und Landkreisebene erfolgt, die 200 
gerade auch Mittel für Investitionen auf kommunaler Ebene freisetzt, wäre 201 
eine Kürzung bei den allgemeinen Zuweisungen der Todesstoß für die 202 
kommunale Selbstverwaltung. 203 

Eine Kommunalreform ist auch ein wesentlicher wirtschaftlicher 204 
Standortfaktor. Insofern verschlechtert die konservative Regierung mit dem 205 
Stopp die Chancen der wirtschaftlichen Entwicklung unseres Landes. Die 206 
Chance, flächendeckend zukunftsfähige Strukturen zu etablieren, ist auf 207 
Jahre hinaus vertan.  208 

2004 streben wir an, unsere Ergebnisse bei den Kommunalwahlen deutlich 209 
zu verbessern. Wir wollen deshalb die Sozialdemokratische Gemeinschaft für 210 
Kommunalpolitik (SGK) stärken. Die sozialdemokratischen 211 
Kommunalpolitiker vor Ort sollen sich dafür noch stärker in die Arbeit der 212 
SGK einbringen.  213 

3.4. Für eine moderne Bildungs- und Wissenschaftspolitik 214 
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Insbesondere bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gilt: Um auf Dauer 215 
viele Menschen in Arbeit zu bringen und zu halten, müssen Arbeitnehmer 216 
und Arbeitnehmerinnen ständig auf veränderte Anforderungen reagieren 217 
können. Kennzeichen der Bildungspolitik der SPD ist Chancengleichheit. 218 
Daher darf Bildung auch keine einmalige Chance sein:  219 

Für uns stellen Zugang und Nutzung von Bildungseinrichtungen (von der 220 
Grundschule bis zur Hochschule) für jedermann - unabhängig vom 221 
Geldbeutel der Eltern - sowie lebenslanges Lernen eine unabdingbare 222 
Voraussetzung für den Erfolg auf dem Arbeitsmarkt und für die Teilhabe am 223 
gesellschaftlichen Leben dar. Politik muss einen Rahmen schaffen, der es 224 
allen ermöglicht, die Qualifikationen ständig zu steigern und das persönliche 225 
Potential bestmöglich zu entwickeln. 226 

Die Menschen in Sachsen-Anhalt wollen eine Verkürzung der Schulzeit bis 227 
zum Abitur auf  12 Jahre. Die SPD bekennt sich zu diesem Ziel. Für uns ist 228 
es dabei besonders wichtig, dass das Abitur nach 12 Jahren nicht zu 229 
unzumutbaren Belastungen für die Schüler/innen führt und dass die 230 
Verkürzung der Schulzeit mit einer inhaltlichen Reform der gymnasialen 231 
Oberstufe einhergeht. Wir wollen auch die Debatte um die notwendigen 232 
Schlussfolgerungen aus den Ergebnissen der PISA-Studie für die 233 
Bildungspolitik gewissenhaft und ganzheitlich führen.  234 

Die sozialdemokratisch geführten Landesregierungen haben intensiv zur 235 
positiven Entwicklung der Hochschulen im Lande beigetragen. Es hat sich 236 
eine moderne und vielfältige Hochschullandschaft entwickelt, die für 237 
Studentinnen und Studenten aus Sachsen-Anhalt und von außerhalb des 238 
Landes zunehmend attraktiver geworden ist. Diese Entwicklung gilt es fort 239 
zu setzen. In diesem Zusammenhang soll das Wissenschaftsforum der 240 
Sozialdemokratie zu einer Ideenfabrik für Forschung und Wissenschaft 241 
fortentwickelt werden. 242 

Begründung: erfolgt mündlich 243 

Notizen während der Debatte: 244 

 245 

 246 

 247 
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Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  248 

Weitergeleitet an:__________ 249 
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Antrag:  S 2 1 

Antragsteller:   Juso-Landesvorstand 2 

Zur Weiterleitung an SPD-Landesparteitag: 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

SPD – Partei der Zukunft, Zukunft braucht Jugend! 5 

Das einschneidende Wahlergebnis vom 21.4.2002 ist für die SPD in 6 
Sachsen-Anhalt von grundlegender Bedeutung. Viele junge Leute machten 7 
von ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch oder wählten die SPD ab. Der genaue 8 
Blick auf das Wahlverhalten nach Altersgruppen macht deutlich: die SPD 9 
Sachsen-Anhalt wird hauptsächlich von Senioren gewählt. Für junge Leute 10 
ist die Politik der SPD unattraktiv geworden, denn bei den 25 – 34jährigen 11 
erhielten wir lediglich 12% und sind damit auf Platz 4 hinter der FDP 12 
angekommen.  13 

Zeit zum Handeln!  14 

Die Sozialdemokratie hat in den vergangenen 8 Jahren für die Jugend in 15 
Sachsen-Anhalt wichtige Vorhaben umgesetzt. Genannt seien hier nur die 16 
Jugendpauschale oder die Bereitstellung von überbetrieblichen 17 
Ausbildungsplätzen. Doch junge Menschen die nach der Ausbildung nicht in 18 
Sachsen-Anhalt arbeiten und sich somit eine Existenz aufbauen können, 19 
sehen in der Politik keine Unterstützer. Grund genug schnellstmöglich eine 20 
eigenes klares Profil zur Lösung der Probleme im Wirtschaftsbereich und 21 
somit für den Arbeitsmarkt zu entwickeln. Am Wahlergebnis zeigt sich 22 
deutlich: Wirtschaftspolitik ist Jugendpolitik. Es ist unsere Aufgabe, 23 
besonders das Vertrauen der jungen Menschen gegenüber 24 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik zu erlangen. Dieses Vertrauen 25 
werden wir nicht geschenkt bekommen, sondern es wird hart erarbeitet 26 
werden müssen. 27 

Das Wahlergebnis macht deutlich: es mangelt an Transparenz 28 
sozialdemokratischer Politik! Politische Entscheidungen müssen mehr als 29 
bisher nachvollziehbar und überprüfbar sein. Hierzu bedarf es einer 30 
Effektivierung der Öffentlichkeitsarbeit. Die gläserne Politik muss zum 31 
Maßstab des Handelns der Sozialdemokraten werden. Die Zusammenarbeit 32 
mit engagierten Vereinen, Gewerkschaften und verschiedenen 33 
Gemeinschaften bedarf einer grundlegenden Verbesserung. Nur eine 34 
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thematische Vernetzung untereinander schafft Akzeptanz für politisches 35 
Handeln. Die Partei sollte sich hierzu mehr als bisher ihrem 36 
gesellschaftlichen Umfeld öffnen.  37 

Die Chance erhalten, Entscheidungen zu treffen!  38 

Die bereits auf dem Landesparteitag in Salzwedel beschlossene Jugendquote 39 
von mindestens 10 % ist in den wenigsten Fällen in den Gremien der SPD 40 
umgesetzt worden. Das muss sich ändern! Junge Leute sind motiviert und 41 
einfallsreich. Die SPD vor Ort wird aufgefordert, die Jugendquote von 42 
mindestens 10 % in den Fraktionen der Gemeinde- und Stadträte sowie in 43 
den Kreistagsfraktionen einzuhalten. Ziel muss es sein, schnellstmöglich die 44 
beschlossene Jugendquote in allen Gremien der Partei auf kommunaler und 45 
Landesebene konsequent umzusetzen. Hierüber ist jedes Gremium den SPD-46 
Kreisverbänden und dem SPD-Landesvorstand berichtspflichtig.  47 

Jugend in die Ortsvereine.  48 

Alle regionalen Strukturen der SPD werden aufgefordert, offensiv auf 49 
Jugendliche zuzugehen, mit ihnen gemeinsamen politische Ideen und 50 
Strategien zu entwickeln und an deren Umsetzung zu arbeiten. Nicht in jeder 51 
Gemeinde gibt es aktive Jusos. Deshalb wird die Einbindungsbereitschaft der 52 
Genossinnen und Genossen vor Ort gegenüber Jugendlichen  für eine 53 
attraktivere SPD entscheidend sein. Darüber hinaus wird der SPD-54 
Landesvorstand aufgefordert, eine Strategie zur politischen 55 
Nachwuchsbildung vorzulegen. Hierbei ist ein Konzept zu verankern, um 56 
junge Mitglieder und Sympathisanten zu qualifizieren und zu fördern.  57 

Begründung: erfolgt mündlich 58 

Notizen während der Debatte: 59 

 60 

 61 

 62 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  63 

Weitergeleitet an:__________ 64 
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Antrag:  SI 1 1 

Antragsteller:  SV Dessau  2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Wirklich kein Krieg mit Deutschland im Irak! 4 

Aktuelle Konfliktherde und regionalen Kriege zeigen, dass mit Gewalt keine 5 
Sicherheit und kein Frieden erreicht werden können. Daher ist die 6 
ablehnende Haltung der rot – grünen Bundesregierung zum Irak Konflikt in 7 
jedem Fall zu begrüßen.  8 

Hierzulande ist eine große Mehrheit der Bevölkerung gegen diesen Krieg. Da 9 
die Gefahren in dieser Region noch nicht abschätzbar sind. Das jüngste 10 
Einlenken des Iraks Waffeninspektoren ins Land zu lassen zeigt: Mit 11 
Säbelrasseln gewinnt man in der internationalen Politik nichts. Nur 12 
entschlossenes diplomatisches handeln der UNO kann zu Lösungen führen. 13 
Das es den USA nicht um die Lösung der Frage geht, wie Stabilität und 14 
Demokratie im Nahen Osten verankert werden können, wurde schnell 15 
deutlich. Bush geht es nicht um die Inspektoren, sondern um einen 16 
Regimewechsel - auf Kosten der internationalen Stabilität, auf Kosten 17 
zahlreicher Menschenleben im Nahen Osten und für den Irak keine "stabile" 18 
Nachkriegsordnung in Sicht ist. Die Bedrohung die eine solche Intervention 19 
insbesondere für Israel darstellt, liegt auf der Hand und dem 20 
Friedensprozess würde vermutlich ein irreparabler Schaden entstehen. Ein 21 
Palästinenserstaat würde in weite Ferne rücken und mühsam errungene 22 
Annäherungen zwischen den arabischen Staaten und Israel wären mit einem 23 
Schlag vernichtet. Die Gefahr, dass die "Koalition gegen den Terrorismus" 24 
auseinander brechen würde, ist angesichts der Situation in Afghanistan auch 25 
ein immenses Bedrohungspotenzial für die gesamte Region. 26 

Die Bundesregierung ist also in ihrer Haltung zu bestärken, sich nicht in 27 
einem Krieg gegen den Irak zu beteiligen. Aber wie lange wird diese Aussage 28 
gelten? Nur mit Engagement gegen den Krieg und für zivile 29 
Konfliktbearbeitung haben wir die Chance, dass PolitikerInnen im Bundestag 30 
nicht wieder "umfallen" und dieses Land einen Beitrag zum Frieden leistet! 31 
Daher fordern wir von der Bundesregierung bei ihrem Nein zum Krieg zu 32 
bleiben und damit auch ihren Wahlkampfversprechungen treu zu bleiben. 33 
 34 
Begründung: erfolgt mündlich 35 
Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  36 
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Weitergeleitet an:__________ 37 
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Antrag:  SI 2 1 

Antragsteller:   KV Aschersleben-Staßfurt 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Langfristig Frieden im Nahen Osten schaffen! 4 
 5 
Die Menschen in Israel und den palästinensischen Autonomiegebieten 6 
werden täglich mit Gewalt konfrontiert. Auf terroristische 7 
Selbstmordattentate der Palästinenser reagiert Israel mit  Militäraktionen 8 
und Vergeltungsschlägen. Seit einiger Zeit bombardiert Israel das 9 
Hauptquartier des palästinensischen Präsidenten Jassir Arafat, um ihn in die 10 
Emigration zu zwingen. 11 
 12 
Wir Jusos verurteilen die Selbstmordanschläge palästinensischer Terroristen.  13 
Die für die Anschläge verantwortlichen Extremisten müssen vor ein Gericht 14 
der Palästinenser-Behörde gestellt werden. 15 
 16 
Die Mittel, die von israelischer Seite gegen den Terror ergriffen werden, 17 
entsprechen jedoch nicht dem völkerrechtlichen Grundsatz der 18 
Ausgewogenheit und Verhältnismäßigkeit. Das Militär geht gegen 19 
leichtbewaffnete Palästinenser mit schweren Waffen, u. a. Panzer und 20 
Kampfhubschrauber vor. Auch wird mit enormer Gewalt gegen Zivilisten 21 
vorgegangen und deren Wohnraum zerstört. Eine Zerstörung der 22 
palästinensischen Infrastruktur durch Israel verschärft die Situation weiter 23 
und trägt nicht zum Fortschritt bei einer Konfliktlösung bei 24 
 25 
Die Jusos fordern ein Ende aller Gewaltakte, einschließlich aller Terrorakte, 26 
Provokationen, Anstiftungen und Zerstörungen. 27 
 28 
Des weiteren fordern wir die Europäische Union, insbesondere die sachsen-29 
anhaltinischen EP-Abgeordneten auf, sich für den Abzug der israelischen 30 
Armee aus den Palästinenserstädten einzusetzen. Viele Infrastruktur-31 
maßnahmen, die von der EU finanziert wurden (z.B. Flughafen von Gaza), 32 
sind mittlerweile aus strategischen Gründen zerstört wurden, um Stärke 33 
gegenüber den Palästinensern zu demonstrieren. 34 
 35 
Die Bundesregierung wird von den Jusos aufgefordert, sich auf EU-Ebene 36 
verstärkt für die sofortige Beendigung des Blutvergießens und eine lang- 37 
fristige Konfliktlösung für den Nahen Osten einzusetzen. Instrumente hierzu 38 
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können politische Mittel und wirtschaftliche Sanktionen sein. Langfristig 39 
sollte unter maßgeblichen Einfluß der Vereinten Nationen jedoch ein 40 
Friedenskonzept erarbeitet werden, das auch den Einsatz von UN-41 
Blauhelmtruppen nicht ausschließt.  42 
 43 
Die US–Regierung sollte dazu gedrängt werden, ihre zurückhaltende Haltung 44 
im Nahostkonflikt endlich aufzugeben und sich wieder stärker in der 45 
Krisenregion friedenspolitisch zu engagieren. 46 
 47 
Die UN wird ihrerseits dazu aufgefordert, den Druck auf Scharon zu erhöhen 48 
und in ihren zukünftigen Resolutionen den Krieg endlich als das darzustellen, 49 
was er wirklich ist: Ein Krieg gegen Palästina, der keineswegs mit dem 50 
modernen Völkerrecht vereinbar ist. Auch darf vor der Entsendung von UN–51 
Blauhelmsoldaten im Rahmen einer friedensbringenden Maßnahme als 52 
letztes anzuwendendes Mittel nicht zurück geschreckt werden.  53 
 54 
Die UNO muss weiter Druck auf Israel ausüben, um die Entsendung von 55 
Kommissaren zur Menschenrechtssituation in das Gebiet zu ermöglichen. 56 
Das Recht auf einen eigenen Staat für beide Konfliktparteien hat hier oberste 57 
Priorität.  58 
 59 
Der israelische Staat muss gezwungen werden, seinen Militärapparat aus 60 
den besetzten Gebieten zurückzuziehen, die seit 1967 errichten israelischen 61 
Siedlungen zu räumen und einen eigenständigen Staat Palästina in eben 62 
diesen Gebieten völkerrechtlich anzuerkennen.  63 

Wenn die israelische Regierung diese Maßnahmen trifft, sind wir uns sicher, 64 
dass auch die Gewalt von palästinensischer Seite beendet sein wird und 65 
somit ein entscheidender Schritt auf dem Weg des Friedens im gesamten 66 
Nahen Osten getan sein wird. 67 

Begründung: erfolgt mündlich                                              68 

Notizen während der Debatte: 69 

 70 

 71 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  72 

Weitergeleitet an:__________ 73 
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Antrag:  Si 3 1 

Antragsteller:  KV Quedlinburg                                   2 

Die Juso- Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Modell bürgerschaftlicher Beteiligung 4 

an der Sicherheit 5 

Die Jusos Sachsen- Anhalt sprechen sich gegen eine Beteiligung der 6 
Bevölkerung an der Sicherheit in Form des Modells "Sicherheitswacht" aus. 7 
Sollten CDU und FDP, wie im Koalitionsvertrag angekündigt, einen solchen 8 
Modellversuch in die Tat umsetzen, werden die Jusos Sachsen- Anhalt 9 
mittels Kampagnen und Informationsmaterial die Bevölkerung über die 10 
Gefahren einer solchen Entwicklung aufklären. Hierbei ist eine enge 11 
Zusammenarbeit zwischen Jusos und SPD sicher von Vorteil. 12 

Begründung: 13 

Im Koalitionsvertrag zwischen der CDU und der FDP über die Bildung einer 14 
Regierungskoalition für die 4. Legislaturperiode des Landtags von Sachsen- 15 
Anhalt steht geschrieben: "Die Koalition wird prüfen, ob für 16 
Bewachungsaufgaben, die von der Polizei wahrgenommen werden müssen, 17 
zur Entlastung voll ausgebildeter Polizeivollzugsbeamter Angestellte im 18 
Polizeivollzugsdienst eingestellt oder eine spezielle Wachpolizeieinheit 19 
aufgestellt werden können." Weiterhin soll ein zweijähriger Modellversuch 20 
durchgeführt werden, um die bürgerschaftliche Beteiligung an der Sicherheit 21 
zu erproben. 22 

Die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten ist Aufgabe des Staates 23 
respektive der Landesregierung. Diese Aufgabe, zu der auch 24 
Bewachungsaufgaben zählen, hat sie mit größter Sorgfalt und mit den 25 
effizientesten ihr zur Verfügung stehenden Mitteln zu erfüllen.  26 

Dies ist jedoch nicht mehr gewährleistet, wenn für diese 27 
Bewachungsaufgaben nicht voll ausgebildete Polizeivollzugsbeamte 28 
eingesetzt werden, da nur diese Personen auch für einen auftretenden 29 
Ernstfall ausgebildet sind. Setzt die Landesregierung nicht ausgebildete 30 
Angestellte für Bewachungsaufgaben ein, erhöht sie damit nicht nur das 31 
Risiko für die Bevölkerung, sie bringt auch diese Angestellten in eine größere 32 
Gefahr, da diese in einer prekären Situation nicht voll handlungsfähig sind.  33 
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Solch einen Schritt seitens der Landesregierung zu vollziehen, hieße der 1 
Verantwortung für die Sicherheit der Bevölkerung nicht mehr gerecht zu 2 
werden. 3 

Längerfristig betrachtet fällt ein weiterer gefährlicher Punkt ins Auge. Sollten 4 
CDU und FDP diesen Modellversuch Realität werden lassen und sollte dieser 5 
Versuch in den Augen der Regierungskoalition einen Erfolg darstellen, 6 
befürchten wir, dass auch andere Aufgaben im Bereich der Sicherheit aus 7 
dem Polizeidienst faktisch ausgelagert werden. Deshalb dürfen wir den Weg, 8 
an dessen Ende vielleicht eine Bürgerwehr mit weitreichenden Kompetenzen 9 
steht nicht beschreiten. 10 

 11 

Notizen während der Debatte: 12 

 13 

 14 

 15 

 16 

 17 

 18 

 19 

 20 

 21 

 22 

 23 

 24 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  25 

Weitergeleitet an:__________ 26 
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Antrag:  SW 1 1 

Antragsteller:  Monique Strübig, Marko Ehlebe  2 
über Juso-Landesvorstand 3 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 4 

Globalisierung sozial gestalten 5 

Technologische Entwicklungen und politische Entscheidungen haben seit 6 

Anfang der achtziger Jahre und verstärkt seit den neunziger Jahren eine 7 

wachsende Verflechtung der Volkswirtschaften ermöglicht. Diese Entwicklung 8 

erfolgt unter der Überschrift der Globalisierung, deren Ziel eine Welt ohne 9 

Grenzen ist, die freien Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und 10 

Kapitalverkehr garantieren und zum größtmöglichen Wohlstand aller Völker 11 

führen soll. Das Versprechen, die Globalisierung bringe Wohlstand für alle 12 

hat sich jedoch nicht erfüllt. Im Gegenteil: Die Kluft zwischen Arm und Reich 13 

wird immer größer, sowohl innerhalb der Gesellschaften als auch zwischen 14 

Nord und Süd. 15 

Der einzelne Staat kann nur noch begrenzt regelnd in die Märkte eingreifen. 16 

Das Gesetz von Angebot und Nachfrage ist bestimmend für das Schicksal der 17 

Menschen auf der ganzen Welt. Die Befürchtung dabei ist, dass ein derart 18 

ungeregeltes Marktgeschehen zu einer Verteilung der Lebenschancen führt, 19 

die nichts mehr mit dem alten Menschheitsideal von Gerechtigkeit zu tun 20 

hat. Allein dem Markt unterworfen sind viele Menschen ausbeutbar und 21 

verwundbar. 22 

Die Macht und Unabhängigkeit der Regierungen schwinden in zunehmenden 23 

Maße, die Untenehmen erlangen mehr und mehr die Macht über alle 24 
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Bereiche des gesellschaftlichen Lebens. Das Gemeinwohl hat gegenüber dem 25 

Wohl der Unternehmen den kürzeren gezogen. 26 

Die Machtübernahme der Wirtschaft über die Politik greift immer mehr um 27 

sich. Die Unternehmen diktieren dem Staat ihre Konditionen, Sozialdumping 28 

ist die Folge. 29 

Durch die Spezialisierung der Volkswirtschaften und zunehmende 30 

internationale Arbeitsteilung lassen sich zwar hohe Effizienzgewinne erzielen, 31 

die eine Wohlfahrtssteigerung führen. Doch dieser Wachstumsimpetus führt 32 

auch zu einem drastischen Zuwachs an Umweltbelastungen und 33 

Stoffströmen. Der Raubbau an der Umwelt gehört mittlerweile zum 34 

alltäglichen Geschäft. 35 

Das Eintreten für eine demokratische Kontrolle und Regulierung der 36 

internationalen Märkte für Kapital, Güter und Dienstleistungen ist deshalb 37 

notwendig. Die Politik muss sich an den Leitlinien von Gerechtigkeit, 38 

Demokratie und ökologisch verantwortbarer Entwicklung ausrichten, um 39 

weltweite Steuersenkungswettläufe, Lohn-, Sozial-, Subventions- und 40 

Umweltdumpings zu verhindern. 41 

Nur so kann die durch die kapitalistische Wirtschaftsweise entstehende 42 

gesellschaftliche Ungleichheit ausgeglichen werden. 43 

Begründung: erfolgt mündlich 44 

Notizen während der Debatte: 45 

 46 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  47 

Weitergeleitet an:__________ 48 
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Antrag:  SW 2 1 

Antragsteller:   KV Mansfelder Land 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Armut und soziale Ausgrenzung bekämpfen! 4 

Die Überwindung von Armut und Ausgrenzung ist zentrales Element und 5 
Grundvoraussetzung für einen aktiven Sozialstaat und eine aktivierende 6 
Sozialpolitik. Dazu gehört eine ausreichende materielle Versorgung für alle, 7 
die dazu nicht selbständig in der Lage sind, die soziale Integration der 8 
Betroffenen sowie präventive Angebote, um Notlagen im Vorfeld zu 9 
verhindern.  10 

Alle Menschen, die keine Möglichkeit haben ein existenzsicherndes 11 
Einkommen aus Arbeit, Vermögen oder Ansprüchen an soziale Leistungen zu 12 
erhalten, haben einen Anspruch auf die materielle Absicherung des 13 
kulturellen Existenzminimums. In den sozialen Sicherungssystemen wird 14 
dies durch eine bedarfsgerechte Grundsicherung sichergestellt. Für alle 15 
anderen ist die Sozialhilfe zuständig. Grundsicherung und Sozialhilfe sollten 16 
nachrangige Leistungen sein und pauschal ausgezahlt werden. Die Höhe soll 17 
sich wie bisher am statistisch ermittelten kulturellen Existenzminimum 18 
orientieren und dem tatsächlichen Haushaltsbedarf entsprechen.  19 

Darüber hinaus sollte sichergestellt werden, dass niemand auf Sozialhilfe 20 
angewiesen ist, nur weil Kinder im Haushalt leben. Deshalb müssen 21 
Familienleistungen erhöht werden und die Betreuungs- und 22 
Erziehungsaufgaben insbesondere für Familien im unteren 23 
Einkommensbereich finanziell ausgeglichen werden. Damit könnte 24 
sichergestellt werden, dass Kinder nicht mehr im Sozialhilfebezug sind, 25 
sondern in andere Transferleistungen einbezogen werden.  26 

Für die Jusos bedeutet Integration, die Teilhabe an der Gesellschaft mit 27 
gleichen Rechten und Pflichten sicherzustellen und die Chancengleichheit in 28 
der Gesellschaft zu gewährleisten – nicht mehr, aber auch nicht weniger. 29 
Dieses ambitionierte Ziel gilt für alle Menschen dieser Gesellschaft, die von 30 
sozialer Ausgrenzung bedroht sind. Im Sinne sozialer Gerechtigkeit bedarf es 31 
eines ausführlichen Konzeptes, um die Betei-ligung und Chancengleichheit 32 
zu organisieren. Vorrangiges Ziel dabei ist die Hilfe zur Selbsthilfe, um den 33 
Menschen ein eigenverantwortliches Leben zu ermöglichen. Eine aktivieren-34 



Sozial. Gerecht. Innovativ. 
Landesdelegiertenkonferenz der Jungsozialisten Sachsen­Anhalt 

19./20. Oktober 2002 
Gerhart­Hauptmann­Gymnasium Wernigerode 

 
 

2 

de Politik, die zur Stärkung der eigenen Potentiale beiträgt, ist 35 
Voraussetzung für eine erfolgreiche soziale Integration.  36 

Wichtigstes Instrument zur Überwindung von Armut und Ausgrenzung ist die 37 
Integration in den Arbeitsmarkt. Nur die Erzielung eines ausreichenden 38 
Einkommens aus eigener Kraft kann zur selbstbestimmten Gestaltung des 39 
Lebens zufriedenstellend beitragen. Dabei ist Bildung zentrales Element, um 40 
die Spirale nach unten - mangelnde Qualifizierung, Arbeitslosigkeit, Armut – 41 
zu durchbrechen. Ohne Bildung und berufliche Qualifikation ist die Aufnahme 42 
einer Erwerbsarbeit kaum möglich.  43 

Neben der materiellen Sicherung und einer aktivierenden Hilfe bedarf es 44 
präventiver Ansätze, um Ausgrenzung bereits im Vorfeld einer drohenden 45 
Notlage verhindern zu können. Dabei spielen präventive 46 
Arbeitsmarktmaßnahmen, die Verwirklichung eines lebenslangen 47 
Lernansatzes und die Stärkung von Familien- und Sozialkompetenzen eine 48 
zentrale Rolle. Die Jusos unterstützen sich neu formierende familiäre 49 
Netzwerke und Milieus und fördert ihre Fähigkeit zur sozialen Integration.  50 

Die Aneignung und Gestaltung der Lebensräume durch die Bürger ist 51 
entscheidend für die Überwindung der Ausgrenzung. Alle relevanten 52 
Politikbereiche und die verschiedenen Politikebenen mit den vor Ort 53 
handelnden Akteur/innen müssen zu diesem Ziel vernetzt werden. Die 54 
Potentiale besonders benachteiligter Stadtteile müssen erschlossen werden, 55 
um eine soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung zu ermöglichen. 56 
Dies gelingt nur bei einer ausreichenden Beteiligung der betroffenen 57 
Bevölkerung. 58 

Begründung: erfolgt mündlich 59 

 60 

Notizen während der Debatte: 61 

 62 

 63 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  64 

Weitergeleitet an:__________ 65 
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1 

Antrag:  SW 3 1 

Antragsteller:   KV Mansfelder Land  2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Einkommen und Vermögen gerecht besteuern! 4 

Die gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung ist zentral für den 5 
Zusammenhalt in der Gesellschaft. Der Staat muss sicher stellen, dass 6 
ungerechte Verteilungsverhältnisse abgebaut bzw. deren Entstehung 7 
verhindert werden.  8 

• Für eine gerechte Verteilung der Steuerlast! 9 

Um die Steuerlast gerechter zu verteilen und die Ungleichverteilung von Ein-10 
kommen und Vermögen abzubauen, müssen private Vermögen und 11 
Kapitalgesellschaften stärker als bisher zur Besteuerung beitragen. Das 12 
bedeutet eine Überprüfung der Erbschaftssteuer, der Vermögensteuer und 13 
der Versteuerung von Kapitalvermögen. 14 

• Für eine stärkere Familienförderung im Steuerrecht! 15 

Die im Steuerrecht angelegte Eheförderung soll durch eine stärkere 16 
Familienförderung ersetzt werden.  17 

• Für eine Beteiligung aller Einkommensbezieher am sozialen 18 
Sicherungssystem in Deutschland! 19 

Neben einer gerechten Besteuerung gilt es alle Einkommen am sozialen 20 
Sicherungssystem zu beteiligen.  21 

• Für eine Besteuerung von Spekulationsgewinnen globaler 22 
Kapitalbewegungen! 23 

Damit Spekulationsgewinne globaler Kapitalbewegungen zukünftig 24 
abgeschöpft werden können, sollen Devisengeschäfte besteuert werden.  25 

Begründung: erfolgt mündlich 26 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  27 
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Weitergeleitet an:__________ 28 
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Antrag:  SW 4 1 

Antragsteller:   KV Mansfelder Land 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Chancen zur Teilhabe sicherstellen! 4 

 5 
Um die Chancen zur Teilhabe aller Menschen sicherzustellen, muss der Staat 6 
unterstützend tätig werden. Dazu gehören u.a. folgende Maßnahmen: 7 
 8 

• die Chancengleichheit von Mann und Frau auf der Grundlage des 9 
„gender mainstreaming“- Ansatzes zu verwirklichen  10 

• die Bildungschancen zu erhöhen, 11 
• den umfassenden und einkommensunabhängigen Erhalt der Gesund-12 

heitsleistungen für alle Menschen sicherzustellen, 13 
• den Zugang zur Erwerbsarbeit durch die gerechte Verteilung von 14 

Arbeit zu ermöglichen und 15 
• die demokratische Teilhabe sowie Mitbestimmung zu garantieren.  16 

 17 
Daran schließt sich die Forderung nach einer weiteren Demokratisierung der 18 
Gesellschaft an. Neben Mitwirkungsmöglichkeiten bedarf es auch weiterer 19 
Beteiligungsformen der Mitarbeiter/-innen an ihren Unternehmen. Dies zu 20 
fördern, bedeutet eine Demokratisierung der Wirtschaft. 21 
 22 

Begründung: erfolgt mündlich 23 

 24 

Notizen während der Debatte: 25 

 26 

 27 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  28 

Weitergeleitet an:__________ 29 
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Antrag:  SW 5 1 

Antragsteller:   KV Mansfelder Land 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Entlastung der Sozialhilfe durch armutsfeste 4 

vorgelagerte Sicherungssysteme 5 

Das soziale Sicherungssystem steht nicht zur Disposition. Es bedarf aber 6 
aufgrund der gesellschaftlichen Veränderungen dringender Reformen.  7 

Das deutsche Sicherungssystem muss weiterhin unterteilt sein in den 8 
Bereich der Sozialversicherung und den der sozialen Grundsicherung 9 
(Sozialhilfe) für Menschen ohne Ansprüche und eigene finanzielle Mittel. 10 

Für die Entlastung der Sozialhilfe, müssen die vorgelagerten 11 
Sicherungssysteme armutsfest gemacht werden. Das bedeutet u.a.:  12 

• Einführung einer bedarfsgerechten Grundsicherung in der 13 
Rentenversicherung  14 
• Anspruch auf Lohnersatzleistungen in der Arbeitslosenversicherung, 15 
die nicht unter dem Sozialhilfeanspruch liegen,  16 
• Einbeziehung aller in die Kranken- und Pflegeversicherung sowie  17 
• Ausreichendes Kindergeld, das die Familienleistungen abdeckt und 18 
über dem Sozialhilfesatz für Kinder liegt. (Als Übergang ist auch eine 19 
einkommensabhängige Kindergrundsicherung vorstellbar, die vor allem 20 
zu einer Aufstockung des Kindergeldes im unteren Einkommensbereich 21 
führt.)  22 

Auf die Grundsicherung in der Renten- und Arbeitslosenversicherung besteht 23 
ein Rechtsanspruch. Sie muss jedoch mit den Regelungen der Sozialhilfe 24 
abgestimmt sein, damit nicht doppelte Zuständigkeiten und Ansprüche in 25 
verschiedenen Systemen entstehen.  26 

Begründung: erfolgt mündlich 27 

 28 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  29 

Weitergeleitet an:__________ 30 
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Antrag:  SW 6 1 

Antragsteller:   KV Mansfelder Land 2 

Die Landesdelegiertenkonferenz möge beschließen: 3 

Finanzierung des Sozialstaates 4 

Die Finanzierung der sozialen Leistungen sollte sich an den Aufgaben 5 
orientieren, wie sie Bund, Ländern und Kommunen zugeordnet sind. Ihre 6 
Finanzierung muss jederzeit sichergestellt sein, wobei das Konexitätsprinzip 7 
gelten muss. Um dies sicherzustellen ist eine Gemeindefinanzreform 8 
dringend notwendig, welche die Finanzierung der kommunalen Aufgaben si-9 
cherstellt.  10 

Neben der klaren Finanzierungsregelung muss die Finanzierung auf eine 11 
breitere Basis gestellt werden. Langfristig sind alle 12 
EinkommensbezieherInnen mit der Gesamtheit ihres Einkommens an der 13 
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme zu beteiligen. Zunächst sollen 14 
Selbständige und nach einer Übergangszeit auch BeamtInnen integriert 15 
werden. Sie beteiligen sich ebenso wie die ArbeitnehmerInnen mit Beiträgen 16 
aus ihrem Einkommen und erwerben entsprechende Ansprüche. Mit diesem 17 
Schritt werden auch die Einkommensobergrenzen abgeschafft.  18 

Um die Grundsicherung auch derjenigen sicherzustellen, die keine Ansprüche 19 
im sozialen Sicherungssystem erwerben konnten, muss die bedarfsgerechte 20 
Grundsicherung steuerfinanziert oder über Beiträge aller Einkommen 21 
umlagefinanziert sein. Leistungen, die über den Versicherungsanspruch 22 
hinausgehen, müssen steuerfinanziert sein. Eine solche Finanzierung hat 23 
eine weitere Entkoppelung der sozialen Sicherheit von der Erwerbsarbeit zur 24 
Folge.  25 

Darüber hinaus soll durch eine Wertschöpfungsabgabe der 26 
Produktivitätsfortschritt einen ergänzenden Beitrag zur Finanzierung der 27 
sozialen Sicherungssysteme  28 

Begründung: erfolgt mündlich 29 

Abstimmungen:  Angenommen/Abgelehnt:_____/_____/_____  30 

Weitergeleitet an:__________ 31 


	0.pdf
	A1.pdf
	B 1.pdf
	E 1.pdf
	E 2.pdf
	E 3.pdf
	E 4.pdf
	E 5.pdf
	G 1.pdf
	G 2.pdf
	I 1.pdf
	J 1.pdf
	J 2.pdf
	O 1.pdf
	O 2.pdf
	O 3.pdf
	O 4.pdf
	O 5.pdf
	O 6.pdf
	S 1.pdf
	S 2.pdf
	Si 1.pdf
	Si 2.pdf
	Si 3.pdf
	SW 1.pdf
	SW 2.pdf
	SW 3.pdf
	SW 4.pdf
	SW 5.pdf
	SW 6.pdf

